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Holstein, Niedersachsen, Hessen, Bayern und Teilen Nordrhein-Westfalens. TenneT hat in 
Deutschland ca. 5.000 Mitarbeiter, die sich neben der Zentrale in Bayreuth auf die Standorte 
Lehrte und Dachau verteilen. 
50Hertz sorgt für den Betrieb, die Instandhaltung, die Planung und den Ausbau des 380- und 
220-Kilovolt-Übertragungsnetzes im Norden und Osten Deutschlands und damit für eine 
sichere Stromversorgung von rund 18 Millionen Menschen. Das Netz erstreckt sich über eine 
Fläche von 109.702 km² und hat eine Länge von rund 10.000 km. Es sichert die 
Netzintegration von etwa 40 % der gesamten in Deutschland installierten Windkraftleistung. 
Im Jahr 2019 stammten dabei ca. 60 % des verbrauchten Stroms im Netzgebiet von 50Hertz 
aus regenerativer Erzeugung. 
Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) sind Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen verpflichtet, ein sicheres, zuverlässiges und leistungsfähiges 
Energieversorgungsnetz diskriminierungsfrei zu betreiben, zu warten und bedarfsgerecht zu 
optimieren, zu verstärken und auszubauen, soweit es wirtschaftlich zumutbar ist. 
Als Betreiber von Übertragungsnetzen haben die TenneT und 50Hertz gemäß § 12 Abs. 3 
EnWG dauerhaft die Fähigkeit des Netzes sicherzustellen, die Nachfrage nach Übertragung 
von Elektrizität zu befriedigen und insbesondere durch entsprechende Übertragungskapazität 
und Zuverlässigkeit des Netzes zur Versorgungssicherheit beizutragen. 
Die Kernaufgabe der Betreiber von Übertragungsnetzen ist es, das Verhältnis von Frequenz 
und Spannung innerhalb der zulässigen Toleranzen stabil zu halten. Die Unternehmen sorgen 
für die stete Netzverfügbarkeit, den kostengünstigen Stromtransport in die Verbrauchszentren 
und die diskriminierungsfreie Aufnahme von Strom, insbesondere aus erneuerbaren 
Energien. Dafür wird das Netz bedarfsgerecht ausgebaut. 
Für das Projekt NordOstLink sind 50Hertz Transmission GmbH und TenneT TSO GmbH 
gemeinsame Vorhabenträger. Die Durchführungsverantwortung der Übertragungs-
netzbetreiber wird anhand einer im weiteren Verlauf der Planung, spätestens aber mit 
Einreichung der Unterlagen gemäß § 21 NABEG a. F. zu konkretisierenden Abschnittsbildung 
definiert. 
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Ableitung von Maßnahmen gem. § 43m Abs. 2 EnWG behandelt (Kap. 4.6). Außerdem wird 
aufgrund des Entfalls der Bundesfachplanung gemäß § 5a Abs. 4a NABEG eine Unterlage 
zur Untersuchung der Raumverträglichkeit (Kap. 4.1) vorgesehen. Weiterhin wird das 
methodische Vorgehen des Alternativenvergleichs (§ 18 Abs. 4a) erläutert (vgl. Kap. 4.10), 
um für alle Planungsschritte eine transparente Nachvollziehbarkeit sowohl für die BNetzA als 
auch für die Öffentlichkeit zu gewährleisten. 

1.7 Rechtliche Grundlagen 

Maßgeblich für das Planfeststellungsverfahren ist das Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
Übertragungsnetz. Ergänzend dazu gelten insbesondere neben dem sonstigen Fachrecht das 
Energiewirtschaftsgesetz (§§ 43 ff. EnWG) und das Verwaltungsverfahrensgesetz (§§ 72 bis 
78 VwVfG). 
Hinsichtlich der Erstellung der Antragsunterlagen sind insbesondere die Regelungen in den 
§§ 18 ff. NABEG maßgeblich, wobei das Verfahren in Anwendung der Übergangsvorschrift in 
§ 35 Abs. 6 Satz 1 NABEG nach den §§ 19 bis 21 in der bis zum 29.12.2023 geltenden 
Fassung geführt werden soll. 
Die §§ 18 bis 24 NABEG und §§ 19 bis 21 NABEG a. F. regeln den Ablauf des 
Planfeststellungsverfahrens: Das Erfordernis zur Planfeststellung für das geplante Vorhaben 
ergibt sich aus § 18 NABEG. Dem Planfeststellungsverfahren geht die Antragstellung nach 
§ 19 NABEG a. F. voraus. 
Der Antrag muss nach den hier maßgeblichen Regelungen in § 19 Satz 4 NABEG a. F. 
enthalten: 

1. einen Vorschlag für den beabsichtigten Verlauf der Trasse sowie eine Darlegung zu in 
Frage kommenden Alternativen, 

2. Erläuterungen zur Auswahl zwischen den in Frage kommenden Alternativen unter 
Berücksichtigung der erkennbaren Umweltauswirkungen 

3. soweit es sich bei der gesamten Ausbaumaßnahme oder für einzelne Streckenabschnitte 
nur um unwesentliche Änderungen nach § 25 NABEG handelt, die Darlegung der dafür 
erforderlichen Voraussetzungen, 

4. sofern bei einem Vorhaben nach dem Antrag auf Bundesfachplanung und vor dem Antrag 
auf Planfeststellung ein Netzentwicklungsplan nach § 12c EnWG von der 
Bundesnetzagentur bestätigt wird, die Darlegung, ob und in welchem Umfang zusätzliche 
energiewirtschaftlich notwendige Maßnahmen zumindest auf Teilabschnitten innerhalb 
des Trassenkorridors des Vorhabens mittels Leerrohren im Sinne des § 18 Abs. 3 NABEG 
oder Erdkabeln im Sinne des § 26 Satz 2 Nr. 2 NABEG mitrealisiert werden können, und 

5. soweit Leerrohre beantragt werden, die Darlegung der dafür erforderlichen 
Voraussetzungen; im Fall des § 18 Abs. 3 Satz 2 NABEG müssen die für Leerrohre 
erforderlichen Voraussetzungen einschließlich der Voraussetzung des § 18 Abs. 3 Satz 3 
NABEG dargelegt werden. 

Ferner soll der Antrag nach § 19 Satz 3 NABEG a. F. auch Angaben enthalten, die die 
Festlegung des Untersuchungsrahmens nach § 20 NABEG a. F. ermöglichen. Er hat daher in 
allgemeinverständlicher Form das geplante Vorhaben darzustellen. 
Im Hinblick auf den Antragsinhalt nach § 19 Satz 4 Nr. 1 und 2 NABEG a. F. ist nach 
§ 18 Abs. 3c Satz 1 NABEG zu berücksichtigen, dass die Trasse sowie die in Frage 
kommenden Alternativen für Vorhaben, die im Bereich des Präferenzraums im Sinne von 
§ 3 Nr. 10 NABEG realisiert werden sollen, auf der Grundlage des Präferenzraums zu 
ermitteln sind. Bei der Ermittlung der Trasse ist eine Prüfung in Frage kommender Alternativen 
für den beabsichtigten Verlauf der Trasse gemäß § 18 Abs. 3c Satz 2 NABEG in 
entsprechender Anwendung der § 18 Abs. 3a Satz 2 bis 4 NABEG insofern grundsätzlich auf 
diesen Präferenzraum beschränkt. Für die Erstellung der Antragsunterlagen werden auch 
Informationen und Ergebnisse aus dem zugehörigen Präferenzraumverfahren berücksichtigt. 
Auf Ebene der Planfeststellung ist eine größere Prüftiefe geboten, sodass eine Einbeziehung 
zusätzlicher Informationen, insbesondere bezüglich der technischen Planung, erfolgt. Bei 
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4 
BBPlG, § 2 Abs. 5 i. V. m § 3 Abs. 1: Errichtung, Betrieb 
und Änderung der entsprechend gekennzeichneten 
HGÜ-Vorhaben als Erdkabel 

X  Die Planung der Trasse erfolgt grundsätzlich als Erdkabel. 1 

5 

BBPlG, § 3 Abs. 2: Ausnahmsweise Errichtung, Betrieb 
und Änderung der HGÜ-Erdkabelvorrang-Projekte auf 
technisch und wirtschaftlich effizienten Teilabschnitten 
als Freileitung aus naturschutzrechtlichen Gründen (falls 
zumutbare Alternative i. S. d. § 45 Abs. 7 Satz 2 
BNatSchG bzw. § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG) bzw. im 
Fall der Nutzung einer Bestandstrasse 
(Bündelungsoption) 

X X Eine Planung und Trassierung von Teilabschnitten als 
Freileitung ist nur bei Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen möglich und steht dann im Ermessen. 

1 

6 

BBPlG, § 3 Abs. 4: Ausschluss eines 
Freileitungsabschnitts im Fall der Unterschreitung von 
Siedlungsabständen (400 m zu Wohngebäuden im 
bauplanungsrechtlichen Innenbereich, 200 m zu 
Wohngebäuden im bauplanungsrechtlichen 
Außenbereich) 

X  Sofern die Mindestabstände eines Freileitungsabschnitts zu 
Siedlungsbereichen nicht eingehalten werden, ist das 
Vorhaben als Erdkabel zu planen und trassieren. 

1 

7 
BBodSchG §§ 4 Abs. 3, 5 und 6: Vermeidung einer 
Inanspruchnahme von Altlasten 

 X Meidung von Flächen mit Altlasten oder 
Altlastenverdachtsflächen 

4, 5, 9, 11 

8 

BImSchG, § 50 Satz 1 (Trennungsgrundsatz): 
Nutzungstrennung bei raumbedeutsamen Planungen 
zum Schutz von Wohn- und sonstigen schutzbedürftigen 
Gebieten (insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, 
wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 
Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle 
oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich 
genutzte Gebäude) vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

 X Meidung von Siedlungsräumen bzw. von sensiblen 
Nutzungen. Meidung der sonstigen schutzbedürftigen 
Gebiete, soweit nicht bereits durch andere Planungsleit- 
oder -grundsätze berücksichtigt. 

9, 11 
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und von schweren Betriebsunfällen hervorgerufene 
Auswirkungen 

9 

26. BImSchV, § 3a: Gleichstromanlagen sind so zu 
errichten und zu betreiben, dass sie an Orten, die zum 
dauerhaften oder vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen bestimmt sind, die Grenzwerte der 
magnetischen Flussdichte nicht überschreiten und 
Wirkungen, die zu erheblichen Belästigungen oder 
Schäden führen können, vermieden werden.  

X  Einhaltung der für Gleichstromanlagen geltenden 
Grenzwerte elektromagnetischer Felder 

10 

10 

26. BImSchV, § 4 Abs. 2 und 26. BImSchVVwV: Bei 
Errichtung und wesentlicher Änderung von 
Niederfrequenzanlagen sowie Gleichstromanlagen sind 
die Möglichkeiten auszuschöpfen, die von der jeweiligen 
Anlage ausgehenden elektrischen, magnetischen und 
elektromagnetischen Felder nach dem Stand der 
Technik, unter Berücksichtigung von Gegebenheiten im 
Einwirkungsbereich, zu minimieren 

 X Minimierung der von dem Vorhaben ausgehenden 
elektrischen und magnetischen Felder nach dem Stand der 
Technik im Einwirkungsbereich 

11 

11 

BImSchG, §§ 22, 23 und § 66 Abs. 2 i. V. m. AVV 
Baulärm und TA Lärm: Die AVV Baulärm und TA Lärm 
enthalten Immissionsrichtwerte für bau- und 
betriebsbedingte Geräuschemissionen 

X  Einhaltung der Immissionsrichtwerte gemäß AVV Baulärm4 
bzw. TA Lärm 

10 

12 

BNatSchG, § 1 Abs. 1 und 3: Die biologische Vielfalt, die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
die Regenerationsfähigkeit und Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter, die Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich 
ihrer Lebensstätten und Lebensräume, sowie die Vielfalt, 

 X Meidung von Flächen mit hoher Bedeutung für die 
biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes, die Regenerationsfähigkeit und 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, die Tier- und 

11 

 
4 Die Einhaltung der Anforderungen der AVV Baulärm wird durch verhältnismäßige geeignete technische Maßnahmen sichergestellt. N ach dem Stand der Technik unvermeidbare 

schädliche Umwelteinwirkungen werden auf ein Mindestmaß beschränkt. Die Einhaltung der Anforderungen der AVV Baulärm hat i. d. R. keinen Einfluss auf den Leitungsverlauf.  
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Eigenart und Schönheit und der Erholungswert von Natur 
und Landschaft im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich sind nachhaltig zu sichern. Beeinträchtigungen 
des Erlebnis- und Erholungswertes der Landschaft sind 
zu vermeiden. 

Pflanzenwelt sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit und 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft  

13 

BNatSchG, § 1 Abs. 3 Nr. 2; BBodSchG, § 1 und § 2 
Abs. 2 Nr. 1; BBodSchV; ROG, § 2 Abs. 2 Nr. 6: 
sparsamer und schonender Umgang mit Boden, 
insbesondere Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen 
und Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen 

 X Meidung gegenüber den Vorhabenwirkungen empfindlicher 
Böden 
Minimierung der Flächeninanspruchnahme 
Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen und Schutz vor 
schädlichen Bodenveränderungen 

3, 11 

14 

BNatSchG, § 1 Abs. 4 Nr. 1: Bewahrung der historisch 
gewachsenen Kulturlandschaften auch mit ihren Kultur-, 
Bau- und Bodendenkmälern vor Beeinträchtigungen 

 X Meidung von Kultur-, Bau- und Bodendenkmalen, 
einschließlich der Umgebung von Kulturdenkmalen, soweit 
sie für dessen Bestand von erheblicher Bedeutung ist, und 
von denkmalschutzrechtlichen Schutzgebieten 

11 

15 

BNatSchG, § 1 Abs. 5: Großflächige, weitgehend 
unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer 
Zerschneidung zu bewahren. Energieleitungen sollen 
landschaftsgerecht geführt, gestaltet und so gebündelt 
werden, dass die Zerschneidung und Inanspruchnahme 
der Landschaft sowie Beeinträchtigungen des 
Naturhaushaltes vermieden oder so gering wie möglich 
gehalten werden. 

 X Meidung großflächiger, weitgehend unzerschnittener 
Landschafts- bzw. Funktionsräume 
Meidung von Flächen mit naturschutzfachlich hohem 
Konfliktpotenzial 

11 

 X Parallelführung zu Infrastrukturen oder Nutzung 
vorhandener Waldschneisen (Bündelungsgebot), soweit 
dadurch Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermieden 
werden 

7, 8 

16 
BNatSchG, §§ 13-16: Gebote der Eingriffsregelung X  Unterlassen vermeidbarer Beeinträchtigungen 

Meidung von Flächen mit naturschutzfachlich hohem 
Konfliktpotenzial 

10, 11 
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17 

BNatSchG, § 19 i. V. m. USchadG: Unterlassen von 
Schädigungen von Arten und natürlichen 
Lebensraumtypen im Sinne des 
Umweltschadensgesetzes 

X  Meidung von Habitaten der europäischen Vogelarten sowie 
Arten der Anhänge II und IV FFH-RL sowie von natürlichen 
Lebensraumtypen  

10 

18 

BNatSchG, § 21 Abs. 5 (Biotopverbund): Schutz von 
oberirdischen Gewässern einschließlich ihrer 
Randstreifen, Uferzonen und Auen, auch wenn diese zu 
nicht geschützten Biotopen gem. § 30 BNatSchG erklärt 
wurden 

 X Meidung von Gewässern sowie deren Randstreifen, 
Uferzonen und Auen 

11 

19 

BNatSchG, § 22 bis § 30, NatSchAG MV, § 14 bis § 20, 
LNatSchG SH, § 12 a bis § 19, § 21: Verbot der 
Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung von 
geschützten Teilen von Natur und Landschaft 

X X Berücksichtigung von Ge- und Verboten (PL) und sonstigen 
Schutzzielen (PG) der Erklärung gem. § 22 Abs. 1 S. 1 
BNatSchG von 
Naturschutzgebieten 
Nationalparken 
Nationalen Naturmonumenten 
Biosphärenreservaten 
Landschaftsschutzgebieten 
Naturparken 
Naturdenkmalen 
Geschützten Landschaftsbestandteilen 
Gesetzlich geschützten Biotopen 

10, 11 

20 

BNatSchG, § 34: Unzulässigkeit von Projekten und 
Plänen bei erheblichen Beeinträchtigungen von 
Natura 2000-Gebieten 

X  Meidung von Natura 2000-Gebieten, soweit erhebliche 
Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die 
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen 
Bestandteilen nicht ausgeschlossen werden können 

10 

21 
BNatSchG, § 44 Abs. 1 i. V. m. EnWG, § 43 m Abs. 2: 
Vermeidung von Verstößen gegen artenschutzrechtliche 

X  Meidung von hochwertigen Lebensräumen von Arten des 
Anhangs IV FFH-RL und europäischen Vogelarten 

10 
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Verbote durch Maßnahmen, soweit diese verfügbar und 
verhältnismäßig und geeignete Daten vorhanden sind. 

22 
BNatSchG, § 61, NatSchAG MV § 29, LNatSchG SH, 
§ 35: Verbot von baulichen Anlagen an Gewässern und 
Uferzonen 

X  Meidung von Gewässern und Uferzonen 10 

23 

BWaldG, §§ 1, 9, LWaldG MV, § 1, 6, 15, LWaldG SH, 
§§ 1, 4, 6, 9: Erhalt des Waldes, Schutz der 
Waldfunktionen, Sicherung der Funktionen des Waldes, 
Waldrechtlicher Genehmigungsvorbehalt bei 
Waldumwandlung 

 X Meidung von bestockten Waldflächen (u. a. durch Nutzung 
vorhandener Waldschneisen) 

11 

24 
BWaldG, §§ 12-13: Schutz von durch Rechtsverordnung 
erklärten Schutzwäldern und Erholungswäldern i. V. m. 
landesrechtlichen Regelungen 

X  Meidung von durch Rechtsverordnung geschützten 
Waldgebieten 

10 

25 

EnWG, § 1: möglichst sichere, preisgünstige, 
verbraucherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche 
leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität 

 X Planung und Trassierung des Vorhabens möglichst in 
kurzem gestreckten Verlauf  
Vermeidung von aufwändigen Bauverfahren oder der 
Notwendigkeit aufwändiger Bauwerke, von langen 
Bauzeiten sowie ungünstigen Zuwegungs-
/Arbeitsflächenverhältnissen 
Vermeidung von Kreuzungen mit anderen Infrastrukturen 
Meidung von Gebieten mit aufwändigen 
Sicherungsmaßnahmen und/oder außergewöhnlichen 
bautechnischen Anforderungen 
Vermeidung von Beeinträchtigungen der Umwelt 

3, 4, 5, 9, 
11 

26 EnWG, § 43 m Abs. 1: Berücksichtigung von Prüfinhalten 
des UVPG und des § 44 Abs. 1 BNatSchG nur, sofern 

X  Planung und Trassierung des Vorhabens im Hinblick auf 
Beeinträchtigungen von Schutzgütern nach § 2 Abs. 1 

10, 11 
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sie im Rahmen der SUP zum Bundesbedarfsplan 
ermittelt, beschrieben und bewertet wurden 

UVPG und artenschutzrechtliche Konflikte auf der 
Grundlage der Inhalte der SUP. 

27 

EnWG, § 49: Energieanlagen sind so zu errichten und zu 
betreiben, dass die technische Sicherheit gewährleistet 
ist. Dabei sind vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften 
die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 
beachten. 

X  Meidung von Flächen mit unsicherem bzw. potenziell 
kontaminiertem Baugrund 

5, 9, 10 

28 

FStrG, § 9 Abs. 1 Nr. 1: Verbot von Hochbauten 
außerhalb von Ortsdurchfahrten bis 40 m an 
Bundesautobahnen und bis 20 m an Bundes-, Staats-, 
Landes- und Kreisstraßen (Anbauverbot) 
StrWG MV, § 31: Verbot von baulichen Anlagen 
außerhalb von Ortsdurchfahrten bis 20 m an Landes- 
und Kreisstraßen  
StrWG SH, § 29: Verbot, von Hochbauten außerhalb von 
Ortsdurchfahrten bis 20 m an Landesstraßen und bis 
15 m an Kreisstraßen 

X  Meidung der Anbauverbotszonen 9, 10 

29 GG, Art. 14 (Eigentumsschutz)  X Minimierung der Inanspruchnahme von Flächen Dritter5 3, 11 

30 

KSG, § 13: Die Träger öffentlicher Aufgaben haben bei 
ihren Planungen und Entscheidungen den Zweck des 
KSG und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele zu 
berücksichtigen. 

 X Planung und Trassierung des Vorhabens in möglichst 
kurzem gestreckten Verlauf  
Meidung von bestockten Waldflächen (u. a. durch Nutzung 
vorhandener Waldschneisen) 
Meidung von Mooren 

3, 11 

 
5 Dieser Grundsatz ist zunächst von nachrangiger Bedeutung für die Trassierung, da die Inanspruchnahme von Fremdeigentum zwinge nd erforderlich ist. Im Rahmen der Abwägung von 

Trassenverläufen untereinander kann der Belang jedoch relevant sein. 
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Meidung vorrangiger Raumnutzungen im Sinne von 
Vorranggebieten7 

35 
NABEG, § 18 Abs. 3c i. V. m. Abs. 3a Satz 2-4: 
grundsätzliche Bindung der Trassenfindung an den 
Präferenzraum 

X  Die Trasse sowie die in Frage kommenden Alternativen 
sind auf der Grundlage des Präferenzraums zu ermitteln 
und ein Verlassen nur aus zwingenden Gründen möglich 

2 

36 

OGewV, § 8 Abs. 1: Bewirtschaftung von 
Oberflächenwasserkörpern, die für die 
Trinkwassergewinnung genutzt werden, mit dem Ziel, 
eine Verschlechterung ihrer Qualität zu verhindern und 
so den für die Gewinnung von Trinkwasser erforderlichen 
Umfang der Aufbereitung zu verringern 

X  Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von für die 
Trinkwassergewinnung genutzten 
Oberflächenwasserkörpern 

10 

37 

ROG, § 2 und § 4 Abs. 1 sowie einschlägige 
Raumordnungspläne der Länder und Planungsregionen: 
Berücksichtigung der Grundsätze der Raumordnung 

 X Meidung von unzerschnittenen Freiräumen und 
Waldflächen (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG) 
Meidung von historischen Kulturlandschaften und 
regionalen Grünzügen 
Meidung von natur- und wasserschutzrechtlich 
festgesetzten Gebieten/Objekten (soweit nicht für Natura 
2000-Gebiete und Wasserschutzgebiete Zone I bereits 
gesondert berücksichtigt) (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG) 
Meidung der Querung von natur- und wasserschutzfachlich 
konfliktträchtigen Natur- und Landschaftsräumen  
Vermeidung von technischen Engstellen (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 
ROG)  
Möglichst kurzer gestreckter Verlauf zwischen den 
Planfeststellungsabschnittsgrenzen (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 und 
6 ROG) 

11 

 
7 Insbesondere dann relevant, wenn die Planungen mit den Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind und die vorrangige Funktion des Gebietes nicht mehr gewährleistet ist. 
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Bündelungsgebot/Vorbelastungsgrundsatz (vorrangige 
Nutzung vorbelasteter Bereiche im bestehenden 
Trassenraum sowie im Trassenraum anderer 
bündelungsfähiger Infrastrukturen (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 und 6 
ROG))8 
Meidung von Überschwemmungsgebieten (BRPHV, II.2.2). 

38 

SchBerG, § 3: Genehmigungsvorbehalt für bauliche 
Anlagen innerhalb der Schutzbereiche. Schutzbereiche 
dienen u.a. dem Schutz und der Erhaltung der 
Wirksamkeit von Verteidigungsanlagen. 

X  Meidung von militärischen Schutzbereichen 9, 10 

39 

WHG, § 1: Schutz von Wasser als Bestandteil des 
Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares 
Gut. 

X  Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von für die 
Trinkwassergewinnung genutzten 
Oberflächenwasserkörpern 

10 

40 

WHG, § 6 (Nachhaltige Bewirtschaftung von 
Gewässern): Erhalt und Verbesserung der Funktions- 
und Leistungsfähigkeit von Gewässern (insbesondere als 
Lebensraum), Erhalt von natürlichen oder naturnahen 
Gewässern, Erhalt oder Schaffung von 
Nutzungsmöglichkeiten 

 X Meidung von Gewässern 11 

41 

WHG, § 27 (Verschlechterungsverbot): Keine 
Verschlechterung des Zustandes von 
Oberflächengewässern, kein Verstoß gegen das 
Verbesserungsgebot. 

X  Vermeidung der Verschlechterung des Zustandes von 
Oberflächengewässern 

10 

 
8  Weitere Einzelheiten zur Bündelung und den spezifischen Aspekten der Bildung einer Stammstrecke werden im Anschluss an die Ta belle erläutert. 
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42 
WHG, § 38 Abs. 4 und 5 (i. V. m. landesrechtlichen 
Regelungen): Erhalt von Gewässerrandstreifen sowie 
ihrer Funktionen 

X  Meidung von Gewässerrandstreifen 10 

43 
WHG, § 47-49: Schutz des Grundwassers und seiner 
Funktionen 

X  Vermeidung von Beeinträchtigungen des Grundwassers 10 

44 

WHG, §§ 51-53: Schutz des Wassers durch 
Wasserschutzgebiete, Trinkwasserschutzgebiete oder 
Heilquellenschutzgebiete gem. den jeweiligen 
Schutzgebietsverordnungen 

X  Meidung von Wasser- und Heilquellenschutzgebieten der 
Zone I sowie von sonstigen Flächen mit wasserrechtlichen 
Schutzbestimmungen 

10 

45 
WHG, § 78 Abs. 4: Verbot der Errichtung baulicher 
Anlagen in Überschwemmungsgebieten 

X  Meidung von Überschwemmungsgebieten 5, 10 

46 

Landesrechtliche Denkmalschutzvorschriften, u. a., 
DSchG MV, § 1, DSchG SH, § 4 

X  Meidung von denkmalrechtlich geschützten Bereichen oder 
Objekten 

10 

 X Meidung von Umgebungsschutzbereichen 11 
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1.8.2 Planungsprämissen 

Die Planungsleit- und -grundsätze aus Tabelle 1 werden operationalisiert durch die folgenden 
Planungsprämissen (PP), anhand derer die Trasse hergeleitet wird und die bei der Prüfung 
von Alternativen zu berücksichtigen sind. Sofern und soweit hierbei eine Entscheidung über 
Verlauf oder Ausführung der Trasse getroffen wird, weil sich Planungsprämissen teilweise 
nicht erfüllen lassen, liegen hierbei die in Kapitel 1.8.1 dargelegten PL und PG zugrunde. 
Diese werden bei der Trassenfindung und Prüfung von Alternativen implizit bzw. nötigenfalls 
explizit berücksichtigt. Die für das Vorhaben herangezogenen Planungsprämissen sind in der 
folgenden Tabelle 2 zusammengefasst und im folgenden Text näher erläutert.  
Die Planungsprämissen Nr. 3, 4 und 6 sind allgemeine Optimierungsgebote für die 
Beschleunigung des Stromleitungsausbaus zur Erreichung der Energiewende (vgl. § 18 Abs. 
4 Satz 2 NABEG i.V.m § 43 Abs. 3c Satz 1 Nr. 1-3 EnWG). Optimierungsgebote werden in 
der Rechtsprechung des BVerwG (vgl. BVerwG 4 C 73.82 v. 22.03.1985) dahingehend 
verstanden, dass den in dem Gebot enthaltenen Zielvorgaben für die Abwägung ein 
besonderes Gewicht beizumessen ist und sie insoweit die planerische Gestaltungsfreiheit 
(relativ) einschränken, wobei die Zielvorgaben jedoch im Konflikt mit anderen Zielen 
zumindest teilweise zurücktreten können. 
Der Planungsprämisse Nr. 5 ist aufgrund der Anforderungen an die technische Sicherheit in 
besonderer Weise Rechnung zu tragen.  
Darüber hinaus wird auch der vorhabenspezifischen Planungsprämisse Nr. 7 ein besonderes 
Gewicht beigemessen. Denn sie vereint gewissermaßen mehrere Belange der anderen 
Planungsprämissen, da sie durch eine Minimierung von Konflikten die Trassenfindung 
vereinfachen und somit zu einem beschleunigten Planungsverfahren, einer zügigen und 
wirtschaftlichen Realisierung der Vorhaben und insgesamt zu einem beschleunigten Ausbau 
der Stromnetze beitragen kann. 
Den einzelnen Belangen ist bei der Trassierung und Abwägung von Alternativen im Einzelfall 
das ihnen jeweils zustehende Gewicht zuzuordnen, das z.B. bei der Entscheidung, ob bzw. in 
welchem Umfang Mehrlängen in Kauf genommen werden können, zu berücksichtigen ist. 
Unbeschadet der Beachtung von Vorschriften des zwingenden Rechts ist in der Abwägung 
den Planungsprämissen Nr. 3 - 7 aus den vorgenannten Gründen insbesondere bei der 
Prüfung von Alternativen ein besonderes Gewicht beizumessen, das allerdings im jeweiligen 
Einzelfall anhand der konkret betroffenen Belange und zur Vermeidung einer unzulässigen 
Übergewichtung zu bewerten ist.  

Tabelle 2: Planungsprämissen 

Nr. Planungsprämisse (PP) PL / PG aus 
Tabelle 1 

1 

Erdkabelvorrang: Die Planung des Vorhabens erfolgt in der 
technischen Ausführung als Erdkabel. Freileitungen werden nur geplant, 
wenn dies nach den einschlägigen rechtlichen Vorgaben erforderlich ist 
(z.B. Anbindungsleitungen). 

4, 5, 6 

2 
Präferenzraumbindung: Die Trassierung erfolgt innerhalb des 
Präferenzraums. Dieser darf nur aus zwingenden Gründen verlassen 
werden. 

35 

3 

Geradlinigkeit: Es wird eine möglichst kurze und geradlinige 
Verbindung angestrebt. Mehrlängen werden nur geplant, wenn dies im 
Hinblick auf die Vermeidung von Beeinträchtigungen bzw. Konflikten 
geboten ist. 

13, 25, 29, 30, 33 

4 Wirtschaftlichkeit: Die Wirtschaftlichkeit von Errichtung und Betrieb 
des Vorhabens ist zu gewährleisten. Wirtschaftlich aufwändige 

7, 25, 33 
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Nr. Planungsprämisse (PP) PL / PG aus 
Tabelle 1 

Bauweisen werden nur geplant, wenn dies im Hinblick auf die 
Vermeidung bzw. Minimierung von Beeinträchtigungen bzw. Konflikten 
geboten ist. 

5 

Technische Sicherheit: Die technische Sicherheit von Errichtung und 
Betrieb des Vorhabens ist zu gewährleisten. Die Trassierung und die 
Wahl der technischen Bauweise erfolgen so, dass Risiken beim Bau 
und Betrieb möglichst vermieden werden. 

7, 25, 27, 45 

6 

Zeitnahe Inbetriebnahme: Es soll eine möglichst zügige 
Inbetriebnahme des Vorhabens gewährleistet werden. Trassierungen 
oder Bauweisen, die zu erheblichen Verzögerungen bei der Planung, 
Genehmigung oder Realisierung führen können, werden nach 
Möglichkeit vermieden. 

32, 33 

7 
Stammstreckenbildung: Eine gemeinsame Streckenführung mit den 
mit beantragten Offshore-Netzanbindungssystemen, die in derselben 
Verlaufsrichtung zu planen sind, wird angestrebt. 

15, 32, 33 

8 

Bündelung: Eine Bündelung mit linearen Infrastruktureinrichtungen9 (im 
Sinne des raumordnerischen und naturschutzrechtlichen Zieles der 
Vermeidung zusätzlicher Umweltbelastungen durch Neuzerschneidung) 
erfolgt dann, wenn hierdurch keine zusätzlichen Konflikte oder 
bautechnischen Schwierigkeiten zu erwarten sind, die die Vorteile einer 
Bündelung überwiegen. 

15, 33 

9 

Umgehung von Flächen eingeschränkter Verfügbarkeit: Es erfolgt 
möglichst keine Inanspruchnahme von bebauten Gebieten oder zur 
Bebauung vorgesehenen Bereichen sowie von Gebieten, in denen eine 
Erdverkabelung aufgrund tatsächlicher Gegebenheiten (auch mit 
besonderen Bauweisen) faktisch nicht umsetzbar ist oder deren 
Nutzungen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würden. 

1, 2, 3, 7, 8, 25, 
27, 28, 31, 34, 38 

10 
Keine Planung in die Ausnahme: Die Trassierung sowie die 
bautechnische Ausgestaltung erfolgt möglichst so, dass die Vorschriften 
des zwingenden Rechts (Planungsleitsätze) eingehalten werden. 

3, 9, 11, 16, 17, 
19, 20, 21, 22, 24, 
26, 27, 28, 31, 34, 
36, 38, 39, 41, 42, 
43, 44, 45, 46  

11 

Minimierung von Konflikten mit entgegenstehenden Belangen:  
Die Trassierung erfolgt möglichst unter Vermeidung von Konflikten mit 
Umweltbelangen, Erfordernissen der Raumordnung und sonstigen 
öffentlichen oder privaten Belangen (Planungsgrundsätze), ggf. durch 
Umgehungen mit angemessener Mehrlänge oder Planung einer 
abweichenden Bauweise.  

1, 7, 8, 10, 12, 13, 
14, 15, 16, 18, 19, 
23, 25, 26, 29, 30, 
37, 40, 46 

 

Die Planungsprämisse des Erdkabelvorrangs (1) ergibt sich unmittelbar aus dem in 
§ 3 BBPlG formulierten gesetzlichen Auftrag. Durch die entsprechende Optimierung der 
Vorhabenträger (VHT) gilt darüber hinaus für die Trassenfindung eine Bindung an den 
Präferenzraum (2) gem. § 18 Abs. 3c i.V.m. Abs. 3a Satz 2-4 NABEG. 

 
9 Explizit ausgenommen sind hier die bereits in der Planungsprämisse 7 adressierten Offshore -Netzanbindungssysteme. 
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Zudem verringert sich die Anzahl der privatrechtlichen Betroffenheit, was mittelbar zu einer 
Beschleunigung von Planung, Genehmigung und Umsetzung führt. Diese Vorteile überwiegen 
die einhergehenden Nachteile (z.B. Summationswirkungen) deutlich. Aus diesem Grund wird 
die Planung einer Stammstrecke als eine übergeordnete vorhabenbezogene 
Planungsprämisse der Planung zugrunde gelegt und angestrebt. Nach allgemeinen 
planerischen Grundsätzen ist dabei eine Abwägung der betroffenen Belange vorzunehmen. 
Zur Minimierung der bau-, anlage- und betriebsbedingten Beeinträchtigungen und 
Betroffenheiten kann auch eine Bündelung (8) mit anderen vorhandenen oder geplanten 
Energieleitungsvorhaben10 oder vergleichbaren Infrastrukturen beitragen. Insofern ist 
vorliegend eine Bündelung mit vorhandenen oder in Planung befindlichen vergleichbaren 
Infrastrukturen mit entsprechend verfestigten Planungsstand anzustreben, wenn dadurch 
zusätzliche Raum-, Umwelt- oder Eigentümerbelastungen, die mit einer komplett neuen 
Trassierung verbunden wären, vermieden werden. Dies ergibt sich u.a. aus § 2 Abs. 2 Nr. 2 
S. 6 ROG, § 1 Abs. 5 S. 3 BNatSchG, § 15 Abs. 1 BNatSchG sowie dem 
Vorbelastungsgrundsatz. Bündelungen werden daher immer verfolgt, wenn dies nicht im 
Widerspruch zu anderen Planungsprämissen und überwiegenden, entgegenstehenden 
Belangen steht. 
Flächen, die für eine Trassierung nur eine eingeschränkte Verfügbarkeit (9) aufweisen, weil 
eine Kabelverlegung sowohl in offener als auch in geschlossener Bauweise nicht oder 
höchstens im Einzelfall aus zwingenden Gründen möglich ist, werden bei der Trassierung 
gemieden, weil die Zulässigkeit des Vorhabens hier für die Realisierung des Vorhabens ein 
erhebliches Risiko darstellen. Dazu zählen z.B. Siedlungsflächen und Flächen mit sensiblen 
Nutzungen, Flächen mit unsicherem oder potenziell kontaminiertem Baugrund, militärische 
Sondergebiete oder Flugplätze.  
Es erfolgt grundsätzlich keine Planung in die Ausnahme (10). Eine Querung von mit der 
Trassierung entgegenstehendem zwingenden Recht belegten Gebieten erfolgt nur, wenn 
unter Einbeziehung besonderer Maßnahmen Konflikte voraussichtlich vermieden werden 
können oder Ausnahmemöglichkeiten bestehen und eine Umgehung entsprechend den 
Planungsprämissen nicht vorzugswürdig erscheint.  
Die Planungsprämisse der Minimierung von Konflikten mit entgegenstehenden Belangen 
(11) leitet sich aus zahlreichen Normen ab und umfasst Umweltbelange, Erfordernisse der 
Raumordnung und sonstige öffentliche und private Belange, einschließlich dem 
grundgesetzlich verankerten Schutz des Privateigentums, soweit diese nicht Vorschriften des 
zwingenden Rechts unterliegen (letztere werden in der Planungsprämisse 10 gefasst) und 
somit der Abwägung zugänglich sind. Soweit es sich dabei um Umweltbelange handelt, sind 
diese gem. § 43 m Abs. 1 Satz 3 EnWG nur zu berücksichtigen, insoweit sie in der SUP zum 
Bundesbedarfsplan ermittelt, beschrieben und bewertet wurden.  

  

 
10 Explizit ausgenommen sind hier die bereits in der Planungsprämisse 7 adressierten Offshore-

Netzanbindungssysteme. 
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einem mittleren Konfliktrisiko die Raumwiderstandsklasse III zugeordnet. In folgenden Fällen 
wurde von dieser Zuordnung abgewichen: 

- Siedlung und sonstige Siedlung: Siedlungen und sonstige Siedlungen wurden als 
Flächen eingeschränkter Verfügbarkeit in die RWK 0 eingestuft und grundsätzlich 
umgangen. 

- WSG Zone I: Die Genehmigungsfähigkeit von Trassierungen in 
Wasserschutzgebieten Zone I wurde als i. d. R. nicht gegeben eingestuft. Diese 
Flächen wurden ebenfalls als Flächen eingeschränkter Verfügbarkeit in die RWK 0 
eingestuft und grundsätzlich umgangen 

- IBA (Important Bird Area): Diese Gebiete wurden von der nicht-staatlichen 
Organisation BirdLife International Ende der 1970er Jahre identifiziert und dienten in 
den folgenden Jahren als Vorschlagslisten für Schutzgebietsausweisungen, 
insbesondere für Vogelschutz-Gebiete (VSch-Gebiete) und Ramsar-Gebiete. Es ist 
davon auszugehen, dass die bestgeeigneten Gebiete in diesem Zuge zu 
Schutzgebieten erklärt wurden, sodass die verbleibenden Flächen der IBA-Kulisse nur 
eine geringere Bedeutung aufweisen und deswegen nicht demselben 
Raumwiderstand wie z. B. Ramsar-Gebieten zuzuordnen sind. Aus diesem Grund 
wurden sie der RWK III zugeordnet. 

- Wälder: Wäldern wird in der SUP ein mittleres Konfliktpotenzial zugeordnet. Da 
Schleswig-Holstein mit einem Waldanteil von 10,3 % und Mecklenburg-Vorpommern 
mit einem Waldanteil von 24 % die beiden waldärmsten Bundesländer sind und 
Erdkabel hier i. d. R. zu dauerhaften Beeinträchtigungen führen, wurden Wälder in die 
RWK II eingeordnet. Dies entspricht der Zuordnung des Lebensraumnetzes für 
Waldlebensräume der BNetzA, die ebenfalls in die SUP eingeflossen sind.  

Darüber hinaus wurde bei der Trassierung ggf. zwischen Ackerland und Dauergrünland 
differenziert, da diese Nutzungstypen zwar dasselbe schutzgutübergreifende Konfliktpotenzial 
aufweisen, bei der Betrachtung der einzelnen schutzgutbezogenen Konfliktpotenziale 
Dauergrünland bezogen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen aber konfliktträchtiger als 
Ackerflächen einzustufen ist. 
Die folgende Tabelle 5 zeigt die schutzgutbezogenen und schutzgutübergreifenden 
Konfliktrisiken aus der SUP sowie die für die Herleitung der Trasse zugeordneten RWK. 
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Tabelle 5: Flächenkategorien zur Ableitung des Raumwiderstands 

Me TuP Bo Wa Lu/Kl La KuSa
VSch-Gebiete 4 4 I
Ramsar-Gebiete 3 3 3 3 II
IBA 3 3 III
FFH-Gebiete 4 3 4 I
Lebensraumnetze für Feuchtlebensräume 3 2 2 3 II
Lebensraumnetze für Trockenlebensräume 2 2 2 III
Lebensraumnetze für Waldlebensräume 3 2 2 2 2 3 II
NSG 4 3 3 4 I
Nationalparke 4 3 4 4 I
Nationale Naturmonumente 2 4 4 4 I
Biosphärenreservat Zone I 4 3 3 2 4 I
Biosphärenreservat Zone II 3 2 2 2 3 II
Biosphärenreservat Zone III 2 2 2 1 2 III
Moore und Sümpfe 4 4 3 4 4 I
Naturparke 2 2 2 2 2 III
Wälder 2 2 2 2 2 2 II
LSG 2 2 1 2 III
Siedlungen 4 4 0
Sonstige Siedlungen 3 3 0
Fließgewässer 2 3 1 3 II
Stillgewässer 2 3 1 3 II
Flussauen 3 3 2 2 3 II
WSG Zone I 3 4 4 0
WSG Zone II 3 4 4 I
WSG Zone III 2 2 2 III
Erosionsempfindliche Böden 3 3 II
Feuchte verdichtungs­empfindliche Böden 3 3 II
Organische Böden 2 3 2 2 3 II
Ackerland 1 2 2 III
Dauergrünland 2 2 2 III
Offenland außerhalb der landwirtschaftlichen Nutzfläche 1 1 1

Konfliktrisiken
Schutzgüter

Flächenkategorie
RWK

SÜ

 
Erläuterungen Schutzgüter: Me=Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit; TuP=Tiere; Pflanzen und die biologische 
Vielfalt; Bo=Boden; W=Wasser; Lu/Kl=Luft und Klima; La=Landschaft; KuSa=kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter; 
SÜ=Schutzgutübergreifendes Konfliktrisiko, RWK=Raumwiderstandsklasse. 

Quelle: BNetzA (2023a), verändert/ergänzt. Nicht im Präferenzraum des NordOstLink auftretende Kategorien (UNESCO-
Welterbestätten und Nationale Naturmonumente) sind nicht dargestellt. 

2.1.2 Beschreibung des Trassenverlaufs und der in Frage kommenden 
Alternativen 

Im Folgenden wird der Verlauf des Trassenvorschlags sowie der in Frage kommenden 
Alternativen beschrieben. Die Trasse wurde dabei in Segmente von ca. 10-15 km Länge 
unterteilt, die im Text benannt werden. Für jedes Segment sowie vorhandene Alternativen ist 
im Kap. 5.1 ein Steckbrief beigefügt, der neben einer textlichen Erläuterung und Begründung 
des Trassenverlaufs eine kartografische Darstellung mit den maßgeblichen den Raum 
prägenden Sachverhalten enthält. Darüber hinaus findet sich in Kap. 5.1 eine 
Zusammenstellung der vom Trassenverlauf betroffenen Gebietskörperschaften. 
Zur Darstellung des Trassenvorschlags und der Alternativen in den Anlagen wird folgender 
Hinweis gegeben: Bei einer geschlossenen Bauweise ist die Breite des Schutzstreifens 
insbesondere von den erforderlichen Abständen zwischen den Kabeln abhängig und kann 
entsprechend variieren. Der Abstand der Kabel ist wiederum von der Tiefe des Kabelverlaufs 
unter der Geländeoberfläche, dem Vorhandensein von Grundwasser und der 
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Drähte können durch Stahlröhrchen ausgetauscht werden, in denen Lichtwellenleiter zur 
Überwachung des Betriebszustandes des Kabels geführt werden.  
Längswasserschutz: 
Der Längswasserschutz kann durch ein Polsterband gewährleistet werden, welches 
schwachleitfähig ist und beim Kontakt mit Feuchtigkeit aufquillt. Durch die quellende 
Eigenschaft wird eine kapillare Fortleitung von Feuchtigkeit in Längsrichtung im Kabel 
verhindert. Der Schirm ist zwischen den Polstern gebettet. 
Metallmantel (Querwasserschutz): 
Durch Kunststoffe kann über die Zeit Feuchtigkeit diffundieren. Um dies zu verhindern, 
bekommt das Kabel einen metallischen Querwasserschutz. Dieser Schutz besteht im 
Regelfall aus einer Aluminiumfolie. Die Ausführung kann je nach Anforderung auch aus einem 
Aluminiumglattmantel bestehen. 
Kunststoffmantel: 
Der Kunststoffmantel schützt das Kabel vor äußerer mechanischer Beanspruchung. 

2.2.3 Nebenanlagen und -bauwerke 

2.2.3.1 Kabelverbindungen (Muffen) 

Die einzelnen Erdkabelabschnitte werden durch Muffen miteinander verbunden. Die 
Muffenmontage erfolgt unter kontrollierten Bedingungen in einer trockenen, staubfreien und 
klimatisierten Atmosphäre. Dazu wird ein Container für die Dauer der Arbeiten in eine 
Aufweitung des Kabelgrabens eingestellt. Die Herstellung der Muffen erfolgt wie in Abbildung 
2 skizziert. Nach Abschluss der Arbeiten an den Muffenverbindungen werden die Container 
abgebaut, die Muffenverbindungen werden gemeinsam mit den Erdkabeln im Kabelgraben 
abgelegt und mit dem Bettungsmaterial und dem Aushubmaterial überdeckt. Die konkrete 
technische Ausführung der Kabelverbindungen wird im weiteren Planungsverlauf präzisiert. 
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Abbildung 3: Mögliches Design eines Oberflurschranks 

2.2.3.4 Markierungspfähle 

Ebenfalls dauerhaft ist die Markierung der Kabeltrasse mit Markierungspfählen, die jedoch nur 
punktuellen Flächenbedarf haben. Diese weisen auf das Vorhandensein der Kabelanlage hin 
und werden an prägnanten Stellen wie z. B. Kreuzungen und Richtungsänderungen 
angeordnet. 

2.2.3.5 Kabelabschnittsstation 

Eine Kabelabschnittsstation (KAS) dient als Trennstelle für das Kabel, um Fehler im Kabel 
bzw. an den Kabelmuffen genau lokalisieren zu können. Bei der KAS werden die 
Gleichstromerdkabel an die Oberfläche geführt und als Trennstelle des Leitungskabels 
konzipiert. 
Eine KAS enthält für jedes Kabel diverse Schaltgeräte wie zum Beispiel Leitungstrenner und 
Leitungserder, Kombiwandler sowie Ableiter. Das Kabel wird innerhalb der KAS aus dem 
Erdreich heraus über die Geländeoberfläche auf ein Kabelendverschlussgerüst geführt. Die 
aufgeführten Freiluftgeräte werden über Seilverbindungen miteinander verbunden und 
anschließend über ein Kabelendverschlussgerüst in das Erdreich geführt.  
Eine einzelne KAS für ein Kabelsystem würde eine Fläche von rund 1 ha aufweisen. Den 
höchsten Punkt der Anlage stellen die Blitzschutzmasten mit einer Höhe von ca. 27 m dar. 
Verlaufen mehrere Kabelsysteme gebündelt nebeneinander, so ist für jedes Kabelsystem eine 
eigene KAS zu errichten, die möglichst aneinander angrenzend angeordnet werden. Der 
Gesamtflächenbedarf erhöht sich dann entsprechend für zwei Systeme auf ca. 2 ha.  
Die KAS ist so konzipiert, dass alle relevanten Emissionen am Anlagenzaun die vor-
gegebenen Grenz- bzw. Richtwertewerte einhalten bzw. unterschreiten.  
Zum gegenwärtigen Kenntnis- und Planungsstand wird für die Vorhaben Nr. 81 und 81a 
innerhalb der TenneT-Regelzone in Schleswig-Holstein voraussichtlich eine solche KAS 
notwendig sein. Die KAS ist in unmittelbarer Nähe der Trasse vorzusehen, bevorzugt auf 
bereits vorbelastetem Gebiet (z. B. Gewerbefläche an der Trasse).  
Der Standort für die KAS wird anhand von Faktoren festgelegt, die sich aus dem Gelände 
ergeben. Es muss ausreichend Platz zur Verfügung stehen, die Zufahrt sollte gewährleistet 
sein und das Gelände sollte möglichst eben verlaufen. Eine nähere Beschreibung dazu erfolgt 
in Kap. 2.4. Der schematische Aufbau einer Kabelabschnittsstation ist Abbildung 4 zu 
entnehmen. 
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Arbeitsstreifenbreite wird davon ausgegangen, dass die Herstellung der Kabelgräben in 
mehreren Arbeitsgängen erfolgt, um den erforderlichen Platzbedarf möglichst zu minimieren. 
Das Regelprofil eines Kabelgrabens wurde in Kap. 2.3.1 bereits beschrieben. Der Abstand 
zwischen den parallel verlaufenden Kabelsystemen hängt von der gegenseitigen thermischen 
Beeinflussung der Systeme ab. Bei einem Systemabstand von 12 m sind die Systeme 
weitgehend entkoppelt, sodass dieser für den Standardfall im offenen Graben für die weitere 
Planung festgelegt wird. Eine Optimierung der Abstände kann mit Vorliegen der Ergebnisse 
aus den Baugrunduntersuchungen erfolgen.  
Für die Bemessung des erforderlichen Arbeitsraums wird davon ausgegangen, dass der 
Oberboden abgezogen und für die Dauer der Bauausführung seitlich im Bereich des 
Arbeitsstreifens aufgemietet wird. Ebenso wird der Grabenaushub nach Bodenarten getrennt 
im Bereich des Arbeitsstreifens aufgemietet und gelagert. Ohne genaue Kenntnis des 
Baugrunds als Vorabbetrachtung wird davon ausgegangen, dass bis zu drei 
Unterbodenschichten getrennt auszuheben und aufzumieten sind. Der Platzbedarf für die 
Bodenmieten ergibt sich aus der Kubatur des Kabelgrabens unter der Berücksichtigung einer 
Auflockerung durch den Aushub. Als natürlicher Böschungswinkel für die aufgeschütteten 
Mieten wird ein Wert von 30° angesetzt. Für An- und Abtransporte ist eine 
Baustraße/Fahrbahn von ca. 5 m Breite vorgesehen.  
Die sich daraus ergebenden erforderlichen Regelarbeitsstreifenbreiten ergeben sich je nach 
Anzahl der parallel geführten Systeme und sind in Tabelle 7 aufgeführt. Außerdem ist der 
Regelarbeitsstreifen in der Anlage 2.2 dargestellt. 

Tabelle 7: Regelarbeitsstreifenbreite abhängig von der Systemanzahl 
Anzahl paralleler Systeme Regelarbeitsstreifenbreite 
1 49 m 
2 61 m 
3 73 m 
4 88 m 
5 102 m 
6 116 m 

Bei Bedarf werden im Bereich des Arbeitsstreifens auch Einrichtungen zur Wasserhaltung wie 
Pumpen, Entwässerungslanzen usw. installiert werden müssen. Flächenintensivere 
Aufbereitungsanlagen, die z. B. aufgrund von hohen Eisengehalten des Grundwassers im 
Zuge der Grundwasserhaltung notwendig werden könnten, werden nicht im Arbeitsstreifen 
angeordnet. In diesem Fall sind gesonderte Flächen notwendig. Sollten externe 
Bodenanlieferungen für die Bauausführung erforderlich sein, sollen diese nach Möglichkeit 
ebenfalls im Bereich des Regelarbeitsstreifens zwischengelagert werden. Es können aber 
auch zusätzliche Zwischenlagerflächen erforderlich werden. 
Außerdem können in dem Bereich von Start- und Zielgruben von geschlossen Querungen in 
Abhängigkeit des gewählten Querungsverfahrens, der Querungslänge, der Anzahl der 
Kabelsysteme und den Baugrundverhältnissen größere Arbeitsstreifenbreiten erforderlich 
werden. 
Nach Fertigstellung der Erdkabelanlage befindet sich der Schutzstreifen (siehe Kap. 2.3.3) 
innerhalb des ehemaligen Arbeitsstreifens. Der über den Schutzstreifen hinausragende Teil 
des Arbeitsstreifens wird lediglich während der Bauzeit beansprucht und steht nach 
Fertigstellung der Baumaßnahme wieder für die ursprüngliche Nutzung zur Verfügung. 

2.3.3 Schutzstreifen 

Der Schutzstreifen dient der dinglichen und rechtlichen Absicherung der Kabelsysteme. In 
diesem Bereich sind grundsätzlich Aufforstungen mit tiefwurzelnden Gehölzen sowie die 
Neuanlage von baulichen Anlagen nicht zulässig. Bei Verlegung in geschlossener Bauweise 
ist dies im Einzelfall zu prüfen. Der Schutzstreifen wird durch Eintragung im Grundbuch 
gesichert. 
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3. Ist keine Zufahrt vorhanden, muss in Abhängigkeit der örtlichen Gegebenheiten eine 
temporäre Zuwegung hergestellt werden. Der Aufbau der Baustraße ergibt sich aus dem 
anstehenden Baugrund sowie den Anforderungen aus den erforderlichen Fahrzeugen. 

Sind im Bereich der herzustellenden Zuwegung Gräben o. ä. vorhanden, die ein Hindernis 
darstellen, muss eine Überfahrt hergestellt werden. 

2.3.4.2 Baustraßen 

Für die Herstellung der Bauleistung und die Montage der Kabelanlage ist die Befahrbarkeit 
des Baufeldes sicherzustellen. Je nach Beschaffenheit des Untergrunds und zu erwartender 
Lasten aus dem Baustellenverkehr kann der Einbau von Baustraßen, Fahrbahnen oder 
Bodenstabilisierungen notwendig sein. 
Im Zuge der Baugrunduntersuchung ist die Tragfähigkeit bzw. Befahrbarkeit des 
Untergrundes, auch unter Berücksichtigung von Witterungsereignissen, zu prüfen. Sofern der 
Untergrund nicht ausreichend tragfähig für den Baustellenverkehr ist, sind lastverteilende 
Maßnahmen für Fahrwege und sonstige Flächen vorzusehen. Dabei ist nach den Vorschriften 
der DIN 18915 und den Vorgaben aus dem Baugrundgutachten zu prüfen, ob ein Abschieben 
des Oberbodens notwendig ist. Sollte dies der Fall sein, wird bei Einsatz lastverteilender 
Maßnahmen ein Abtrag des Oberbodens von mehr als 30 cm nur in Ausnahmefällen 
notwendig sein. 
Es können folgende Systeme zur Herstellung von Fahrbahnen oder Oberflächen-
stabilisierungen zur Anwendung kommen: 

- Herstellen einer Vegetationstragschicht (z. B. Schotterrasen) 
- Lastverteilungsplatten 
- Baustraßen, bestehend aus Geotextil und Gesteinskörnungsgemischen 
- Baustraßen mit gebundenen Tragschichten 

Baustraßen und Lastverteilungsplatten sind so zu bemessen, dass die erforderlichen 
Tragfähigkeiten sichergestellt sind und sind während der Bauphase instand zu halten. Nach 
Fertigstellung der Bauleistung werden die Anlagen zurückgebaut und das Baufeld wird 
geräumt. 
Bei besonderen Anforderungen, wie der Überbauung von Gas- und Ölpipelines oder 
Kabelsystemen für den Schwerlasttransport, sind bei Bedarf gesonderte Maßnahmen auf 
Anweisung des jeweiligen Leitungsbetreibers auszuführen. 

2.3.5 Bauverfahren 

Für die Herstellung der Kabelschutzrohrsysteme stehen verschiedene Bauweisen zur 
Verfügung. In unbebauten, ländlichen Bereichen ohne Hindernisse eignet sich als 
Regelbauweise die offene Bauweise (siehe Kapitel 2.3.5.1). In Bereichen, in denen die offene 
Bauweise nicht durchführbar ist, z. B. bei Kreuzungen mit Verkehrsinfrastrukturen, muss von 
der Regelbauweise abgewichen werden, indem diese Bereiche in geschlossener Bauweise 
gequert werden (siehe Kap. 2.3.5.3). Das Verfahren des Kabeleinzugs wird in Kap. 2.3.6 
erläutert. 

2.3.5.1 Offene Verlegung 

Für die offene Verlegung der Kabelschutzrohrsysteme ist der Aushub von parallelen Gräben 
geplant, in denen jeweils ein Kabelsystem verlegt wird. Hierfür werden zeitlich versetzt bis zu 
sechs parallele Gräben hergestellt. In diese werden die Schutzrohe verlegt, in welche zu 
einem späteren Zeitpunkt die Kabel eingezogen werden. Die Länge des geöffneten 
Grabenbereichs richtet sich nach der Länge der einzuziehenden Kabel. 
Nachfolgend werden exemplarisch die Arbeitsschritte zur Herstellung der Gräben und 
Verlegung der Schutzrohre beschrieben. 
Vorarbeiten: 
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Die Vorarbeiten für die Grabenherstellung umfassen im Wesentlichen folgende Schritte: 
Durchführung einer Beweissicherung, Kampfmittelsondierung und -räumung, ggf. Bergung 
von Bodendenkmälern, Absteckung Baubereich, Baufeldfreimachung (Freischnitt, Rodung,), 
Oberbodenabtrag, Baustelleneinrichtung, Herstellung der Baustraßen, ggf. 
Oberflächenstabilisierung. 
Die erforderliche Baustelleneinrichtung für den Kabelgrabenaushub beschränkt sich auf 
Flächen für Mannschaftscontainer, Bürocontainer und sanitäre Anlagen, Stellplätze und 
Wartungsplätze für Geräte. Ein entsprechender Flächenbedarf bewegt sich in der 
Größenordnung von etwa 1 bis 1,5 ha. Zum Einsatz kommen bei vergleichbaren 
Baumaßnahmen Bagger, Verdichtungsgeräte (Walzen), Geräte zum Verfahren des Aushubs 
(Dumper), Radlader u. ä. Welche Baugeräte und Einrichtungen aufgrund spezifischer 
Anforderungen des Baugrunds darüber hinaus benötigt werden (z. B. Einrichtungen zur 
Aufbereitung und Verbesserung des Aushubmaterials für den Wiedereinbau), wird im 
nächsten Planungsschritt mit Vorlage der Baugrunddaten betrachtet. 
Grabenaushub: 
Es erfolgt ein profilgerechter Aushub getrennt nach Bodenschichten sowie die seitliche 
getrennte Lagerung des Aushubs. Eine Aufweitung des Grabenprofils wird insbesondere im 
Bereich der Muffengruben notwendig. Begleitend wird eine Bauwasserhaltung im 
erforderlichen Umfang eingerichtet. 
Die Aushubgeometrie der Muffengruben wird bei der Herstellung des Kabelgrabens und der 
Leerrohranlage nicht berücksichtigt. Die Muffengruben werden erst kurz vor Kabelzug 
entsprechend des abgestimmten Zeitplans ausgehoben. Die Verfüllung erfolgt zeitlich 
nachlaufend zum Einbau der Muffen. Im Bedarfsfall erfolgt eine Bauwasserhaltung im Bereich 
der Muffengruben. 
Herstellung Kabelschutzrohrsystem mit Bettung: 
Mit dem Fortschritt des Grabenbaus wird das Kabelschutzrohrsystem verlegt. Das Einziehen 
des Kabels erfolgt dann ggf. zu einem späteren Zeitpunkt.  
Das Bettungsmaterial wird eingebaut, um den Kabeln insbesondere ein geeignetes 
Fundament zu sichern, die Wärmeableitung zu gewährleisten und die Kabel gegen 
mechanische Beschädigungen zu sichern. Das Bettungsmaterial umschließt die 
Kabelschutzrohre allseitig mit einer Stärke von mindestens 0,2 m. Die Bettung des 
Kabelschutzrohrsystems erfolgt entweder durch Wiederverwendung des vorhandenen 
Bodens als Bettungsmaterial bei entsprechender Eignung (ggf. Aufbereitung durch Brechen, 
Sieben, Untermischung weiterer Kornfraktionen o. Ä.) oder durch Austausch gegen ein 
geeignetes Bettungsmaterial. 
Graben verfüllen: 
Bei entsprechender bodenchemischer und bodenphysikalischer Eignung wird das 
Aushubmaterial für die Grabenverfüllung wiederverwendet und im Ursprungshorizont 
wiedereingebaut. Dabei soll ein möglichst naturnaher Zustand erreicht werden. Neben der 
Wiederverwendung des Ausgangsmaterials betrifft dies insbesondere die Herstellung einer 
naturnahen Lagerungsdichte. 
Bei nichtbindigen oder schwachbindigen Lockergesteinen ist ein relativ naturnaher Einbau 
meist mit geringem Aufwand möglich. Bei feinkörnigen Böden wird das Gefüge durch den 
Aushub- und Einbauprozess zerstört. Diese Böden benötigen eine längere Zeit zur 
Regeneration. Der Wiedereinbau erfordert schonende Verfahren, z. B. den Einsatz von 
statischen Verdichtungsgeräten. Hinweise dazu liefern der Geotechnische Bericht und das 
Bodenschutzkonzept.  
Sind die Böden für einen Wiedereinbau ungeeignet, sind sie zu entsorgen und durch ein 
geeignetes Bodenmaterial zu ersetzen. Im Zuge der Baugrunduntersuchung wird die Eignung 
für den Wiedereinbau der Böden festgestellt. 
Geländewiederherstellung: 
Das Baufeld wird von allen bautechnischen Einrichtungen und Einrichtungsflächen geräumt. 
Für die Rekultivierung sind die Anforderungen des Bodenschutzkonzeptes zu beachten.  
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Durchmesser des Bohrkanals ebenfalls anzupassen. Die Abstufungen der Aufweitschritte 
richten sich nach den geotechnischen Verhältnissen. 
Der Rohreinzug kann entweder in einem Arbeitsschritt mit dem Aufweiten geschehen oder als 
separater Vorgang. Das einzuziehende Rohr wird dazu über einen Wirbel mit dem 
Bohrgestänge verbunden und durch das Bohrgerät in den Kanal eingezogen. Die Bohrspülung 
vermindert die Reibung zwischen dem Rohr und dem Bohrkanal. 
Während aller Verfahrensschritte kommt mindestens ein Ortungsverfahren zum Einsatz, um 
die Position des Bohrkopfes bestimmen zu können und die Bohrung entsprechend zu steuern. 
Zur Ortung gibt es mehrere erprobte Verfahren wie z. B. Kreiselmesstechnik, Walk-Over-
Verfahren, Wire-Line-Verfahren. Die Entscheidung, welches Verfahren zum Einsatz kommt, 
ist abhängig von der Bohrungstiefe, der Bohrungslänge und den Gegebenheiten an der 
Geländeoberfläche. 
Als vorbereitende Arbeit für das HDD-Verfahren müssen je eine Start- und Zielgrube angelegt 
werden. Diese dient dem besseren Einstechen in den Baugrund und dem Auffangen der aus 
dem Bohrloch austretenden Bohrspülung. 
Die folgende Skizze (Abbildung 7) zeigt schematisch den Verfahrensablauf: 

 

Abbildung 7: Verfahrensablauf einer HDD-Bohrung 

Die Planung von Querungen im HDD-Verfahren erfolgt nach den technischen Richtlinien des 
Verbands Güteschutz Horizontalbohrungen e. V. (kurz DCA für Drilling Contractors 
Association) und dem Regelwerk DWA-A 125. 
Beim HDD-Verfahren handelt es sich um ein technisch ausgereiftes und vielfach 
praxiserprobtes Verfahren, das nach den Regeln der Technik zu planen ist. 
Das HDD-Verfahren ist für das NordOstLink-Projekt als Vorzugsverfahren für Querungen in 
geschlossener Bauweise geplant. Solange sich bei der Planung keine technische 
Notwendigkeit für andere Verfahren ergibt oder andere Verfahren offensichtliche Vorteile wie 
z. B. ein geringeres technisches Risiko, einen wesentlich geringeren Eingriff in die Natur oder 
eine höhere Wirtschaftlichkeit aufweisen, wird das HDD-Verfahren zur Herstellung der 
Querungen zum Einsatz kommen.  
Die maximale Länge für Querungen im HDD-Verfahren werden durch die maximale 
Kabellänge bestimmt, da innerhalb der Bohrung keine Muffe hergestellt werden kann. Je 
Kabel ist ein eigenes Mantelrohr vorzusehen. 
In der Anlage 2.4 befindet sich eine Prinzipskizze einer typischen Querung. Es sind jeweils 
ein Lageplan und ein Schnitt entlang der Bohrachse dargestellt. Alle eingezeichneten 
Abstände, Überdeckungen, Größen usw. sind beispielhaft und werden entsprechend der 
einschlägigen Regelwerke der DCA und der DWA für jede Querung speziell festgelegt. 
Der Platzbedarf für die BE-Flächen für ein HDD-Verfahren variiert je nach Bohrungslänge, 
Baugrund und dem benötigten Bohrgerät bzw. den benötigten Aufbereitungs- und 
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Abbildung 8: Prinzipskizze Mikrotunnelbau mit Spülförderung (DWA-A 125) 

Der Vortrieb des Mikrotunnelverfahrens ist grundsätzlich ein einstufiges Verfahren, d. h. nach 
erfolgtem Auffahren der Vortriebsstrecke ist diese bis zum Enddurchmesser einschließlich 
Rohreinbau fertig gestellt. Zunächst einmal sind jedoch eine Start- und eine Zielbaugrube 
herzustellen. Die Dimensionierung der Baugruben ergibt sich aus der Größe der 
Vortriebsmaschine, beim Startschacht zuzüglich des Platzbedarfs für Hauptpressstation 
einschließlich Widerlager. 
Die Pressenkräfte müssen über ein Widerlager in die Schachtkonstruktion eingeleitet und von 
dort in das umgebende Erdreich verteilt werden können. Die Vortriebsmaschine wird durch 
eine definierte Öffnung, die Anfahröffnung, in den Baugrund vorgetrieben. Damit beim Vortrieb 
kein Grundwasser bzw. kein Schmier- und Stützmittel durch die Anfahröffnung in den 
Startschacht fließen kann, wird in Abhängigkeit von der Schachtgeometrie und dem zu 
erwartenden Druck eine Anfahrdichtung montiert. Bei Arbeiten in wasserführenden 
Bodenschichten ist im Zielschacht ebenfalls eine Dichtung zu montieren. 
In die so installierte Tunnelröhre werden die Kabelschutzrohre segmentweise eingezogen und 
nach dem vollständigen Einzug einer Abnahmeprüfung unterzogen. 
In Abhängigkeit des Durchmessers besteht die Möglichkeit, den Tunnel für den Betrieb 
begehbar auszubauen. Alternativ kann der Tunnel nach Einbau der Übertragungskabel 
verdämmt werden. Für den Fall einer Begehbarkeit während des Betriebs wird der 
Vortriebsbereich mit Rettungseinrichtungen, Beleuchtung, Bewetterung etc. ausgerüstet. 
Der Mikrotunnelbau kann trotz höherem wirtschaftlichem Aufwand im Projekt NordOstLink 
zum Einsatz kommen, wenn das HDD-Verfahren aufgrund von geologischen Risiken als 
wenig bis gar nicht sinnvoll erachtet wird. Der Mikrotunnelbau ist unempfindlicher gegenüber 
den angetroffenen Baugrundbedingungen und kann bedingt auch solche Formationen 
durchörtern, die für das HDD-Verfahren ein Ausschlusskriterium darstellen. In den Anlagen 
2.6 und 2.7 befinden sich Prinzipzeichnungen typischer Querungen. 
Für die Dimensionierung der BE-Flächen sind die Flächen für die Einrichtung der Start- und 
Zielgrube, die erforderlichen Flächen zur Zwischenlagerung der abgebauten Böden und bei 
Bedarf der abzutransportierenden Bohrspülung sowie der Platzbedarf zur Lagerung der 
Vortriebsrohre zu berücksichtigen. Die Gesamtgröße der BE-Flächen steht daher in 
maßgeblichem Zusammenhang mit der Länge und dem Durchmesser des Mikrotunnels. 
Zusätzlich werden Flächen für z. B. Parkplätze, Mannschafts- und Sanitäranlagen, 
Lagerbereiche für Vortriebsrohre sowie Freiflächen für Rangierarbeiten der am Bau beteiligten 
Baumaschinen benötigt. 
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von ungefähr 10 m Länge und 4 m Breite auf. Weitere technische Ausführungen von 
Kabelumspulgeräte verwenden eine zentrale Spindel zur Aufnahme der Kabeltrommel durch 
das Standrohr. 

 

 
Abbildung 13: Trommelbock (beispielhaft Fa. Bagela) 

Kabelziehwinde: 
Die Kabelziehwinde, wie in Abbildung 14 dargestellt, dient zum Einziehen des Kabels in den 
Kabelgraben oder in die Rohranlagen. 
 

 

Abbildung 14: Kabelziehwinde (beispielhaft Fa. Bagela) 

Schubgerät: 
Durch den geeigneten Einsatz von Kabelschubgeräten können im Bedarfsfall erhebliche 
Zugentlastungen des Kabels erreicht und so Überschreitungen der zulässigen Zugkräfte 
vermieden werden.  
Weitere gängige Fahrzeuge, die für logistische Lösungen verwendet werden, sind z. B. LKW-
Kipper mit Ladekran, Transporter sowie geschlossene LKW, die aus dem Straßenverkehr 
hinlänglich bekannt sind. 

2.3.7 Betrieb und Instandhaltung 

Die Kabel sind wartungsfrei. Alle anderen Komponenten wie Linkboxen, Oberflurschränke, 
Anfahrpoller, Zäune, LWL-Muffen, ggf. Monitoring-Komponenten unterliegen jedoch 
regelmäßigen Wartungszyklen. 
An den Linkboxen werden in regelmäßigen Abständen Kontrollmessungen des Kabels und 
ggf. Messungen zur Fehlerortung durchgeführt. Falls im Zuge der Fehlerortung Schäden 
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angetroffen werden, sind diese im Schutzstreifenbereich der Kabeltrasse freizulegen und 
fachgerecht zu beheben. Abhängig vom Schaden an dem Kabel können Reparaturarbeiten 
eventuell ein erneutes Muffen oder einen Kabelaustausch zur Folge haben. 
Von Seiten des Betriebes werden regelmäßige Kontrollen in Form von Trassenbefahrungen 
und -befliegungen durchgeführt. Im Zuge dieser Kontrollfahrten wird die Freihaltung des 
Schutzstreifenbereiches hinsichtlich tiefwurzelnder Bepflanzung, unangemeldeter 
Erdarbeiten oder Zubauten überprüft. 
Generell ist der Schutzstreifen im Bereich der offenen Kabelverlegung von tiefwurzelnden 
Gehölzen freizuhalten, um eine Beschädigung der Kabelanlage zu vermeiden. 

2.4 KAS-Standortsuche 

2.4.1 Technische Hintergrundinformationen 

Technische Angaben zu den Kabelabschnittsstationen (KAS) sind dem Kap. 2.2.3.5 zu 
entnehmen. Relevant für die Standortsuche sind insbesondere Angaben zur Größe und 
sonstigen technischen Voraussetzungen: 

- Fläche: ca. 2 ha (für Vorhaben Nr. 81 und Vorhaben Nr. 81a zusammen) 
- max. Höhe: ca. 27 m (Blitzschutzmasten) 
- zur besseren Fehlerortung im Stromkreis ist es notwendig alle 100 km eine KAS zu 

installieren. Somit sollte sich im NordOstLink die KAS ungefähr mittig zwischen den 
beiden Konvertern der entsprechenden NVP befinden. 

- Da sich im selben Gebiet der Übergabepunkt der beiden ÜNBs befindet kann die KAS 
zur Verbindung der Kabel unterschiedlicher Hersteller genutzt werden. 

Die ermittelten Suchräume für die KAS befinden sich entsprechend der oben genannten 
Punkte im Bereich Leezen/Groß Niendorf. 

2.4.2 Methodik 

Unter Berücksichtigung der nachfolgenden Positivkriterien wurden im Raum Leezen/Groß 
Niendorf Suchbereiche für eine KAS ermittelt: 

- Bestehende Vorbelastungen 
- Geeignete Geländeeigenschaften/Geomorphologie 
- Sichtbeziehungen: KAS fügt sich gut in das Landschaftsbild ein 
- Gute Erreichbarkeit ohne zusätzlichen Wegeausbau  

In einem zweiten Schritt wurden die Suchbereiche hinsichtlich ihrer Lage im Raum analysiert. 
Suchbereiche, die sich zum Beispiel gänzlich innerhalb von Natura 2000-Gebieten oder 
Naturschutzgebieten befinden, kommen nicht weiter in Frage. 
Im nachfolgenden Unterkapitel wird das Ergebnis der Analyse aufgezeigt. Die ermittelten 
Suchbereiche werden im Einzelnen beschrieben. Im weiteren Verfahren wird auf Basis der 
Suchräume ein konkreter KAS-Standort definiert. 
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2.4.3 Ergebnisse der Suchbereichs-Analyse 

 

Abbildung 15: KAS-Suchbereiche 

2.4.3.1 Suchbereich 1: Südlich Neversdorf 

Suchbereich 1 ist der östlichste der drei Suchbereiche. Er befindet sich auf dem geplanten 
Trassenverlauf zwischen den Ortslagen Neversdorf, Groß Niendorf und Travenbrück und 
beginnt ca. 600 m südlich von Neversdorf. Nach Osten und Südwesten bilden Waldgebiete 
einen Sichtschutz, nach Süden und Nordwesten Baumreihen und Heckenstrukturen. 
Südwestlich des Suchraums erstreckt sich ein VRG Wind mit bereits bestehenden WKA. 
Zufahrtsmöglichkeiten sind über die Ortslage Leezen und den Tralauer Weg gegeben. 

2.4.3.2 Suchbereich 2: Südlich Leezen 

Ein weiterer Suchbereich liegt zwischen den Ortslagen Leezen und Groß Niendorf. Er befindet 
sich auf dem Trassenverlauf und ist im Osten durch einen Biotopverbund mit Feucht- und 
Waldlebensräumen, im Norden und Süden durch die Ortslagen begrenzt. Die Sichtverbindung 
zu den Ortslagen ist durch Baum- und Heckenstrukturen eingeschränkt. Eine Fläche mit 
organischen Böden befindet sich im Suchraum. Die Zufahrtsmöglichkeiten sind durch die 
Lage direkt an der B432 hervorragend. 

2.4.3.3 Suchbereich 3: Südwestlich Heiderfeld 

Der dritte Suchbereich befindet sich mit seinem Zentrum 700 m südwestlich von Heiderfeld 
auf dem Trassenverlauf und ist im Süden von Ausläufern des Holmer Moores begrenzt. Des 
Weiteren befindet sich eine Moor-/Sumpffläche und eine kleine geschützte Waldfläche in 
seinem zentralen Bereich. Die Sichtverbindung zur Ortslage ist durch Baum- und 
Heckenstrukturen eingeschränkt. Zufahrtsmöglichkeiten existieren über die Ortslage 
Heiderfeld und die Straßen Ziegelfeld und Am Moor. 
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2.4.4 Fazit 

Aufgrund der etwas sichtgeschützten Lage, der größeren Distanz zu Ortslagen, der guten 
Anbindung ans Straßennetz und dem Fehlen umweltfachlicher Raumwiderstände eignet sich 
Suchbereich 1 gut für die Suche nach einem KAS-Standort. Suchbereich 3 ist etwas schwerer 
erreichbar und weist mit der Moor-/Sumpffläche und dem geschützten Wald einen ökologisch 
hochwertigen Bereich auf. Suchbereich 2 verfügt über ausgezeichnete Zufahrtsmöglichkeiten 
dank seiner Lage direkt an der B432. Die Sicht auf die umliegenden Ortschaften ist durch 
Baum- und Heckenstrukturen eingeschränkt.  
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Tabelle 10: Bestimmung der schutzgutbezogenen Konfliktrisiken der Flächenkategorien 

 

Menschen, 
menschl. 
Gesundheit 

Tiere, 
Pflanzen, 
biolog. 
Vielfalt 

Boden Fläche Wasser Klima,  
Luft 
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Kulturelles 
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1 Direkter 
Flächenentzug 1-1  Überbauung/Versiegelung (X) X*  X X*  X X*  (X) X*  X X*  X X*  X X*  X X*  

2 Veränderung der 
Habitatstruktur/Nutzung 

2-1  Direkte Veränderung von 
Vegetations-
/Biotopstrukturen 

   X X (X) (X) (X) (X)    (X)   X  X X X (X) X (X) (X) 

2-2  Verlust/Änderung 
charakteristischer Dynamik 

   (o) (o) (o)                   

3 Veränderung 
abiotischer 
Standortfaktoren 

3-1  Veränderung des Bodens 
bzw. Untergrundes 

   X   X X     X X        X   

3-3  Veränderung der 
hydrologischen/hydrodynam
ischen Verhältnisse 

   X   (X)      X   (X)      X   

3-4  Veränderung der 
hydrochemischen 
Verhältnisse 

   (o)   (o)      (o)            

3-5  Veränderung der 
Temperaturverhältnisse 

   (X)  X   X    (X)  X         (X) 

3-6  Veränderung anderer 
standort-, vor allem 
klimarelevanter Faktoren 

   (o)  (o) (o)  (o)       (o)  (o)    (o)   

4 Barriere- oder 
Fallenwirkung / 
Individuenverluste 

4-1  Barrierewirkung  X   X  (X)             X   (X)   

4-1  Fallenwirkung/Mortalität    X  (X)                   

5 Nichtstoffliche 
Einwirkungen 

5-1  Akustische Reize (Schall) X   X               X      

5-2  Optische 
Veränderung/Bewegung 
(ohne Licht) 

X X*  X X* (X)             X X*  X X*  
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Pflanzen, 
biolog. 
Vielfalt 
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5-3  Licht X   X               X   (X)   

5-4  Erschütterungen / 
Vibrationen 

X   X                  X   

5-5  Mechanische Einwirkung 
(Wellenschlag, Tritt) 

   (o)   (o)                  

6 Stoffliche 
Einwirkungen 

6-1  Stickstoff- und 
Phosphatverbindungen / 
Nährstoffeintrag 

      (X)      (X)            

6-2  Organische Verbindungen    (X)   (X)      (X)            

6-3  Schwermetalle (X)   (X)   (X)      (X)            

6-6  Depositionen mit 
strukturellen Auswirkungen 
(Staub/Schwebstoffe u. 
Sedimente) 

(X)   (X)         (X)      (X)      

6-9  sonstige Stoffe    (X)         (X)            

7 Elektrische und 
magnetische Felder 

7-1  Elektrische und 
magnetische Felder 

  (X)   (X)                   

8 Gezielte 
Beeinflussung von Arten 
und Organismen 

8-1  Management 
gebietsheimischer Arten 

     (o)                   

8-2  Förderung/Ausbreitung 
gebietsfremder Arten 

     (o)                   

X: relevanter Wirkfaktor; (X) = Wirkfaktor tritt nur in bestimmten projektspezifischen Konstellationen wie z.B. in Kontakt zu Altlasten oder bei bestimmten Bodenverhältnissen auf; (o) = Wirkfaktor wird unter einem 

anderen Wirkfaktor subsummiert (Erläuterung im Text), * = Wirkfaktor nur bei dauerhaften oberirdischen Anlagen (z.B. KAS-Stationen, LWL-Zwischenstationen);
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3.4 Ermittlung der schutzgutspezifischen Untersuchungsräume

Im Kap. 3.3 wurden die relevanten Wirkfaktoren von Erdkabelvorhaben dargestellt. Die 
Auswirkungen dieser Wirkfaktoren auf die Schutzgüter der BKompV sind im Rahmen der 
Eingriffsregelung zu ermitteln. Darüber hinaus sind aufgrund fachrechtlicher Anforderungen 
auch Auswirkungen insbesondere auf andere Schutzgüter, z. B. Menschen oder Kultur- und 
Sachgüter zu betrachten. Insgesamt werden die folgenden Untersuchungsräume zu Grunde 
gelegt.
Sofern auf ein Schutzgut mehrere Wirkfaktoren wirken, ist immer der Wirkfaktor mit der 
maximalen Wirkreichweite ausschlaggebend für die Abgrenzung des Untersuchungsraums.

3.4.1 Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit

Für das Schutzgut sind insgesamt sieben vorhabenbedingte Wirkfaktoren zu berücksichtigen, 
wobei der Wirkfaktor Akustische Reize (5-1) den größten Wirkraum aufweist. Die 
Wirkreichweite wird ermittelt (BImSchG/AVV Baulärm). Als Untersuchungsraum werden 
vorsorglich jedoch 500 m beidseits der Trasse und der Alternativen angesetzt.

3.4.2 Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt (Schutzgut nach BKompV)

Von den für das Schutzgut relevanten Wirkfaktoren beschränkt sich der Großteil bzgl. der 
Wirkräume auf die baubedingt in Anspruch genommenen Zufahrten, den Arbeitsstreifen sowie 
BE-Flächen. Unter den Wirkfaktoren, die über diesen Wirkraum hinaus reichen, sind die 
Wirkfaktoren Akustische Reize (5-1) und Optische Veränderungen/Bewegungen (5-2) zu 
nennen. Mit einer maximalen Reichweite von bis zu 500 m sind diese maßgeblich für die 
Ausweisung des Untersuchungsraumes, sofern alle Schutzgutaspekte aggregiert betrachtet 
werden. Innerhalb des Schutzgutes können für die einzelnen Funktionen die 
Untersuchungsräume auch geringer ausfallen (z. B. Biotope 200 m links und rechts des 
Trassenvorschlags und der Alternativen sowie aller neuanzulegender und auszubauender 
Zufahrten, die über diesen Untersuchungsraum hinausgehen).

3.4.3 Boden (Schutzgut nach BKompV)

Für das Schutzgut Boden sind neben der dauerhaften Versiegelung durch oberirdische 
Bauwerke hauptsächlich baubedingte Auswirkungen zu berücksichtigen, deren Wirkweite in 
erster Linie die Zufahrten, den Arbeitsstreifen sowie BE-Flächen umfassen. Aufgrund der 
Reichweite von für Wasserhaltungsmaßnahmen notwendigen Absenktrichtern wird für das 
Schutzgut ein Untersuchungsraum von 200 m links und rechts des Trassenvorschlags und 
der Alternativen ausgewiesen.

3.4.4 Wasser (Schutzgut nach BKompV)

Auch für das Schutzgut Wasser können die Wirkräume der relevanten Wirkfaktoren erst unter 
Kenntnis der konkreten räumlichen und technischen Gegebenheiten festgelegt werden. Unter 
Berücksichtigung der technischen Angaben zum Bau und Betrieb des Vorhabens (vgl. 
Kap. 2.2, kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die maximalen Wirkräume für 
Absenktrichter von 200 m nicht überschritten werden. Analog zum Schutzgut Boden wird 
daher vorsorglich ein Untersuchungsraum von 200 m beidseits des Trassenvorschlags und 
der Alternativen festgelegt. Dieser Untersuchungsraum ist erforderlichenfalls stromabwärts 
aufzuweiten, wenn für Fragen des zwingenden Wasserrechts maßgebliche Bezugspunkte 
ansonsten nicht erfasst würden.

3.4.5 Klima/Luft (Schutzgut nach BKompV)

Für das Schutzgut Klima/Luft sind für Erdkabelvorhaben die Wirkfaktoren 
Überbauung/Versiegelung (1-1) sowie direkte (und indirekte) Veränderung von Vegetations-
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/Biotopstrukturen (2-1) zu berücksichtigen. Die Auswirkungen beschränken sich maximal auf 
potenzielle Veränderungen der lokalklimatischen Verhältnisse oder der lokalen Luftqualität, 
so dass negative Auswirkungen auf makroklimatische Verhältnisse ausgeschlossen werden 
können. Der Wirkraum beschränkt sich in der Regel auf die direkten baubedingten 
Eingriffsflächen wie Arbeitsstreifen, Zufahrten und BE-Flächen. Folglich wird der 
Untersuchungsraum für das Schutzgut auf 50 m beidseits des Trassenvorschlags und der 
Alternativen sowie aller neuanzulegender und auszubauender Zufahrten, die über diesen 
Untersuchungsraum hinausgehen abgegrenzt.

3.4.6 Landschaft (Schutzgut nach BKompV)

Für das Schutzgut Landschaft sind in erster Linie Wirkfaktoren relevant, die mit einer 
Veränderung von Sichtbeziehungen einhergehen oder durch z. B. akustische Reize die 
Erholungsfunktion beeinträchtigen können. Es wird ein Untersuchungsraum von 500 m 
beidseits des Trassenvorschlags und der Alternativen sowie aller neuanzulegender und 
auszubauender Zufahrten, die über diesen Untersuchungsraum hinausgehen ausgewiesen.

3.4.7 Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter

Für das Schutzgut sind zum einen Wirkfaktoren mit Eingriffen in den Boden relevant, da sie 
negative Auswirkungen auf Bodendenkmäler haben können. Die ebenfalls unter dem 
Schutzgut gefassten oberirdischen Boden- oder Baudenkmale weisen neben dem Risiko einer 
Überbauung eine Empfindlichkeit gegenüber sichtverändernden Wirkungen in ihrer 
Umgebung durch oberirdische Anlagen auf. Daher wird ein Untersuchungsraum von 100 m 
beidseits des Trassenvorschlags und der Alternativen vorgesehen, der auf 
Planfeststellungsebene in Abhängigkeit des länderspezifisch festgelegten Umgebungs-
schutzes angepasst werden kann. Bei oberirdischen Anlagenteilen wird der 
Untersuchungsraum im notwendigen Maß vergrößert.

Tabelle 11: Festlegung der schutzgutspezifischen maximalen Untersuchungsräume

Schutzgut Untersuchungsraum links und rechts des
Trassenvorschlags und Alternativen*

Menschen 500 m

Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt  
Tiere max. 500 m** 
Biotope max. 200 m

Boden 200 m
Wasser 200 m***
Klima/Luft 50 m
Landschaft grundsätzlich 500 m

Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
100m bei Erdkabeltrasse / abhängig vom
Umgebungsschutz

*In Abhängigkeit von den Wirkfaktoren oder den betroffenen schutzgutspezifischen Funktionen 
können die einzelnen Untersuchungsräume auch kleiner ausfallen
**In Abhängigkeit der Empfindlichkeit der Arten(gruppen) sowie ihrer Aktionsräume werden die 
Untersuchungsräume art(gruppen)spezifisch festgelegt
***Der Untersuchungsraum wurde auf Grund von Erfahrungen in anderen Projekten in Bereichen 
mit feuchten und moorigen Böden erweitert.
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Tabelle 12: Beabsichtigte Prüftiefe im Rahmen der RVS 
Siedlungsstruktur Ziele Grundsätze 
Raum- und Siedlungsstruktur Zentrale Orte - - 

Siedlungsentwicklung X X 
Entwicklung von Gewerbe und 
Industrie 

X X 

Entwicklung der Versorgungsstruktur X P 
Freiraumstruktur   
Freiraumschutz Naturschutz X X 

Landschaftsschutz, Kulturlandschaft P - 
Wald X X 
Moor X X 
Bodenschutz X X 
Freiraumverbund P - 
Hochwasserschutz X P 

 Gewässerschutz P - 
Land- und Forstwirtschaft Forstwirtschaft X X 

Landwirtschaft P - 
Erholung und Tourismus Freiraumgestützte Erholung P - 

Sport- und Freizeiteinrichtungen X P 
Tourismusschwerpunkte P - 

Infrastruktur   
Verkehr Schienenverkehr - - 

Straßenverkehr - - 
Luftverkehr und Flughäfen X X 
Schiffsverkehr und Häfen X X 
Transport und Logistik-Zentren X X 

Entsorgung Abfallwirtschaft X X 
Abwasserwirtschaft X P 

Energieversorgung Hochspannungsleitungen - - 
Rohrleitungen -  -  
Sonstige punktuelle Einrichtungen 
der Energieversorgung (bspw. 
Kraftwerke) 

X P 

Erneuerbare Energie Windenergie X P 
Solarenergie X P 

Kommunikation Richtfunk - - 
Punktuelle Anlagen für die 
Kommunikation 

X P 

Wasserwirtschaft Trinkwassergewinnung X X 
Grundwasserschutz P - 
Leitungen - - 
Speichereinrichtungen X P 

Rohstoffe Rohstoffabbau X X 
Rohstoffsicherung X X 
Bergbaufolgegebiete X X 

Sonstige räumliche Erfordernisse   
Gebiete zum Zwecke der 
Verteidigung 

Militär X X 

Katastrophenschutz  X P 
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�ƒ Prognose möglicher Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele 
�ƒ Fazit der Natura 2000-Vorprüfung; sofern erhebliche Beeinträchtigung des Gebiets 

ausgeschlossen werden können, endet die Prüfung an dieser Stelle 

- Verträglichkeitsprüfung 

�ƒ Abgrenzung des detailliert untersuchten Bereichs 
�ƒ Bestandsbeschreibung 
�ƒ Prognose der Beeinträchtigungen 
�ƒ Bewertung der Erheblichkeit 
�ƒ Sofern erforderlich: Maßnahmen zur Schadensbegrenzung 
�ƒ Bewertung der Erheblichkeit unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur 

Schadensbegrenzung 
�ƒ Auswirkungen auf die Kohärenz des Netzes Natura 2000 
�ƒ Andere zusammenwirkende Pläne und Projekte 
�ƒ Ergebnis der Prüfung 

- Sofern erforderlich: Abweichungsprüfung 

�ƒ Begründung, warum trotz erheblicher Beeinträchtigungen das Vorhaben gem. § 34 
Abs. 3 BNatSchG abweichend von § 34 Abs. 2 BNatSchG zugelassen werden 
kann  

Die Ableitung der charakteristischen Arten für die LRT erfolgt schutzgebietsübergreifend in 
einer gesonderten Anlage. 

4.3 Fachbeitrag Wasser 

Es ist darzulegen, ob bei der Realisierung des Vorhabens auf der vorgeschlagenen Trasse 
oder auf den Alternativtrassen wasserrechtliche Schutzbestimmungen des WHG bzw. der 
Landeswassergesetze verletzt werden und ob das Vorhaben mit den Bewirtschaftungszielen 
der WRRL vereinbar ist. 

4.3.1 Einleitung 

Die Einleitung enthält folgende Angaben 

- Erläuterung der Veranlassung,  
- Erläuterung des rechtlichen und fachlichen Rahmens, 
- Bedarfsweise Hinweise auf Abweichungen gegenüber dem Antrag nach § 19 NABEG 

a.F. die sich im Rahmen der Antragskonferenz und durch den Untersuchungsrahmen 
ergeben. 

4.3.2 Beschreibung des Vorhabens und seiner Wirkfaktoren 

Die Beschreibung der für die Bewertung wasserrechtlicher Auswirkungen maßgeblichen 
Vorhabenbestandteile erfolgt unter Verweis auf die technische Vorhabenbeschreibung sowie 
die dazu ggf. erstellten Fachgutachten. Hinsichtlich der für die Bewertung wasserrechtlicher 
Auswirkungen maßgeblichen Wirkfaktoren des Vorhabens und ihrer jeweiligen 
Wirkreichweiten wird auf die Wirkfaktorbeschreibung im LBP (vgl. Kap. 4.7) verwiesen. 

4.3.3 Prüfung des Vorhabens auf die Vorgaben EU-WRRL 

4.3.3.1 Methodisches Vorgehen 

Die Prüfung der Vereinbarkeit mit den Bewirtschaftungszielen der WRRL im Hinblick auf  

- Oberflächenwasserkörper: 
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�ƒ Verschlechterungsverbot, 
�ƒ Zielerreichungs- bzw. Verbesserungsgebot; 

- Grundwasserkörper: 

�ƒ Verschlechterungsverbot, 
�ƒ Zielerreichungs- bzw. Verbesserungsgebot, 
�ƒ Trendumkehrgebot, 
�ƒ Prevent-and-Limit-Regel. 

Als Datengrundlagen werden herangezogen: 

- Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme der Flussgebietsgemeinschaft 
Elbe (FGGE), 

- Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme des Landes Schleswig-Holstein 
für die Flussgebietseinheiten Eider, Elbe und Schlei/Trave, 

- Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme des Landes Mecklenburg-
Vorpommern für die Flussgebietseinheiten Schlei/Trave, Warnow/Peene und Elbe, 

- Wasserkörpersteckbriefe der Bundesanstalt für Gewässerkunde, 
- Monitoringdaten der Länder. 

4.3.3.2 Ermittlung der berührten Wasserkörper gem. WRRL 

Auflistung der von Trasse oder den Alternativen berührten Oberflächenwasserkörper gem. 
WRRL  

- Landgraben/Dunkerstrom (mi_02, Schleswig-Holstein), 
- Südermiele/Dellbrückau (mi_07, Schleswig-Holstein), 
- Süderau und Nebengewässer (mi_10, Schleswig-Holstein), 
- Weddelbek (mi_08, Schleswig-Holstein), 
- Mühlenbach (nok_08, Schleswig-Holstein), 
- Nord-Ostsee-Kanal (nok_0, Schleswig-Holstein), 
- Bendorfer Bach (nok_07, Schleswig-Holstein), 
- Mühlenau (mst_13, Schleswig-Holstein), 
- Rantzau (mst_08, Schleswig-Holstein), 
- Mühlenbarbeker Au (mst_06, Schleswig-Holstein), 
- Stör oberhalb Kellinghusen (bk_06, Schleswig-Holstein), 
- Quarnbach/Mühlenbek Oberlauf (bk_04, Schleswig-Holstein), 
- Obere Osterau (br_03_b, Schleswig-Holstein), 
- Holmau (br_02, Schleswig-Holstein), 
- Schmalfelder Au und Nebengewässer (br_08_a, Schleswig-Holstein), 
- Obere Schmalfelder Au (br_06, Schleswig-Holstein), 
- Groß Niendorfer Au (otr_16_b, Schleswig-Holstein), 
- Mittlere Trave (mtr_01, Schleswig-Holstein), 
- Pulverbek (mtr_02, Schleswig-Holstein), 
- Buurdieksgraben (mtr_04, Schleswig-Holstein), 
- Bißnitz Oberlauf (otr_10_a, Schleswig-Holstein), 
- Heilsau Unterlauf (mtr_13, Schleswig-Holstein), 
- Mittlere und Untere Trave (mtr_15, Schleswig-Holstein), 
- Grinau Unterlauf (utr_16, Schleswig-Holstein), 
- Elbe-Lübeck-Kanal (elk_0_b, Schleswig-Holstein), 
- Niemarker Landgraben (utr_20_c, Schleswig-Holstein), 
- Grönau (utr_20_b, Schleswig-Holstein), 
- Wakenitz (utr_20_a, Mecklenburg-Vorpommern), 
- Schattiner Graben (STEP-2900, Mecklenburg-Vorpommern), 
- Maurine (STEP-2100, Mecklenburg-Vorpommern), 
- Ellerbek (STEP-1700, Mecklenburg-Vorpommern), 
- Obere Schilde (SCHA-1200, Mecklenburg-Vorpommern), 





 

D951-1843540579-407 

NordOstLink Seite 93 von 239 

Unterlagen gemäß § 19 NABEG a.F.  

sowie nach § 26 NABEG 

 

28.06.2024 

 

C2 - Internal Information 

- Monitoringdaten der Länder, 
- Daten zu Wasserschutzgebieten, 
- Daten zu Überschwemmungsgebieten, 
- Daten zu Hochwasserrisikogebieten. 

4.3.4.2 Ermittlung der berührten wasserrechtlichen Schutzgebiete und 
Wasserkörper  

Auflistung der Wasserschutzgebiete, soweit die Trasse oder Alternativen in deren 
Geltungsbereich verläuft 

- keine Betroffenheit von Wasserschutzgebieten 

Auflistung der (ggf. auch nur faktischen) Überschwemmungsgebiete und 
Hochwasserrisikogebiete, soweit die Trasse oder Alternativen in deren Geltungsbereich 
verläuft 

- Überschwemmungsgebiet Trave (Schleswig-Holstein), 
- Überschwemmungsgebiet Stör (Schleswig-Holstein), 
- Hochwasserrisikogebiet Rantzau-Tal (Schleswig-Holstein), 
- Hochwasserrisikogebiet Mittlere Stör, Bramau, Bünzau (Schleswig-Holstein), 
- Hochwasserrisikogebiet Travetal (Schleswig-Holstein), 
- Hochwasserrisikogebiete und Überschwemmungsgebiete in Mecklenburg-

Vorpommern nicht betroffen. 

4.3.4.3  Darlegung der wasserrechtlichen Zulässigkeit 

Darlegung, ob für die berührten Gebiete mit wasserrechtlichen Schutzbestimmungen die 
Zulässigkeit des Vorhabens gegeben ist, jeweils bezogen auf 

- Wasserschutzgebiete, 
- Überschwemmungsgebiete, 
- Hochwasserrisikogebiete. 

Die Darlegung, ob für das Vorhaben die Zulässigkeit gegeben ist, erfolgt jeweils bezogen auf 

- Gewässerbenutzung (§ 8 WHG), 
- Anlagen in, an, unter und über oberirdischen Gewässern (§ 36 WHG) 
- Gewässerrandstreifen (§ 38 WHG), 
- Besondere Anforderungen in Wasserschutzgebieten (§ 52 WHG), 
- Bauliche Schutzvorschriften in Überschwemmungsgebieten (§ 78 WHG). 

4.3.5 Anhänge 

Hier finden sich ergänzend zu den vorangegangenen Prüfungen die ggf. zu erstellenden 
Gutachten wie z.B. hydrogeologische Betrachtung, hydrologische Gutachten. 

4.3.6 Wasserrechtliche Anträge und Genehmigungen 

Die erforderlichen Wasserhaltungsmaßnahmen während der Bauzeit werden auf Grundlage 
verfügbarer Bestandsdaten zu Grundwasser und anfallendem Oberflächenwasser 
konzeptioniert und im Zusammenhang mit der technischen Beschreibung des Vorhabens 
erläutert. Die abzuführenden Wassermengen werden fachgutachterlich eingeschätzt und 
berechnet. 
Diese Unterlage bündelt die Antragsformulare der in den vorangegangenen Unterlagen des 
Fachbeitrages Wasser identifizierten Antrags- und Genehmigungstatbestände.  
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4.4 Unterlage zum Immissionsschutz 

In dieser Unterlage werden alle bau- und betriebsbedingten Immissionen des Vorhabens 
erläutert. Hierbei werden für die Immissionen durch Erschütterungen, Licht, Luftschadstoffen, 
Wärme und Lärm gutachterliche Betrachtungen für die in Kapitel 2.3 Standardbauweisen 
durchgeführt. Für Nebenanlagen oder Sonderbauverfahren werden im Bedarfsfall gesonderte 
Gutachten erstellt. Die Immissionen durch elektrische und magnetische Felder werden in 
einem eigenständigen Fachgutachten untersucht. Nachfolgend wird der Aufbau dieser 
Unterlage erläutert.   

4.4.1 Gutachten zu elektrischen und magnetischen Felder 

4.4.1.1 Einleitung 

Die Einleitung enthält folgende Angaben: 

- Erläuterung der Veranlassung  
- Erläuterung des rechtlichen und fachlichen Rahmens  
- Bedarfsweise Hinweise auf Abweichungen gegenüber dem Antrag nach § 19 NABEG, 

die sich im Rahmen der Antragskonferenz und durch den Untersuchungsrahmen 
ergeben 

4.4.1.2 Datengrundlage 

- Technische Regelwerke, Pläne, LAI-Handlungsempfehlungen für EMF und sonstige 
Unterlagen sowie wissenschaftliche Studien, 

- Hinweise zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder (26. 
Bundes-Immissionsschutzverordnung) des Länderausschusses für Immissionsschutz; 
128. Sitzung, September 2014. 

- ALKIS und Orthophotos 

4.4.1.3 Erläuterung des methodischen Vorgehens 

- Nachweis der Immissionen durch eine Berechnung für den Grundlastfall im 
Endausbau (d.h. bei höchster betrieblicher Anlagenauslastung gemäß 26. BImSchV) 
sowie über die Einhaltung der Grenzwerte für das Einzelkabel, 

- Berechnung der elektrischen und magnetischen Felder im Umfeld der Nebenanlagen, 
- Ermittlung der maßgeblichen Minimierungsorte im Einwirkungsbereich der 

Kabeltrasse, 
- Prüfung der Umsetzbarkeit von Minimierungsmaßnahmen und gegebenenfalls der 

Höhe der Minimierung. 

4.5 Bodenschutzkonzept 

Die Inhalte des Bodenschutzkonzepts sind in der DIN 19639 (Bodenschutz bei Planungen und 
Durchführung von Bauvorhaben), DIN 18300 (VOB Erdarbeiten), DIN 19731 (Verwertung), 
DIN 19732 (Verlagerungspotential von nichtsorbierbaren Stoffen) und Mantelverordnung 
(ersetzt LAGA20) definiert. Es ist insbesondere darzulegen, mit welchen Maßnahmen 
Beeinträchtigungen des Bodens im Hinblick auf die Prüf- und Maßnahmenwerte der 
BBodSchV bzw. der ErsatzbaustoffV eingehalten werden. 

4.5.1 Einleitung 

Die Einleitung enthält folgende Angaben 

- Erläuterung der Veranlassung,  
- Erläuterung des rechtlichen und fachlichen Rahmens, 
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- Bedarfsweise Hinweise auf Abweichungen gegenüber dem Antrag nach § 19 NABEG 
a.F., die sich im Rahmen der Antragskonferenz und durch den Untersuchungsrahmen 
ergeben. 

4.5.2 Methodisches Vorgehen 

Beschreibung der grundlegenden Methodik zur Erfassung und Auswertung der Bodendaten 
für das vorliegende Bodenschutzkonzept mit der Zielsetzung zur Ableitung von 
bodenschutzspezifischen Maßnahmen, welche in einem Bodenschutzplan 
(abschnittspezifisch) münden.  

4.5.3 Beschreibung des Vorhabens und seiner Wirkfaktoren 

Beschreibung der im Hinblick auf den Bodenschutz maßgeblichen Vorhabenbestandteile 
unter Verweis auf die technische Vorhabenbeschreibung.  

4.5.4 Bodenkundlicher Ausgangszustand 

Auswertung der für das Bodenschutzkonzept relevanten Bodendaten auf der Basis der Daten 
der Fachbehörden sowie der Auswertung der Baugrunduntersuchungen, insbesondere 
Mindestdatensatz DIN 19639. In Abhängigkeit von den Bedingungen des Einzelfalls ist zu 
prüfen, ob zusätzlich zum Mindestdatensatz folgende Bodeneigenschaften erhoben werden 
müssen: 
Packungsdichte, Trockenrohdichte, Wasserdurchlässigkeit Bodenreaktion und Nährstoff-
vorrat, Porengrößenverteilung und Feldkapazität, aktuelle Erosionsempfindlichkeit sowie pH-
Wert. 

4.5.5 Bewertung der Böden und Bodenfunktionen 

Die Bewertung der Bodenfunktionen erfolgt insbesondere gemäß den landesrechtlichen 
Vorgaben 

- Mecklenburg-Vorpommern: Flächendeckende Bodenfunktionsbewertung des 
Landesamts für Umwelt, Naturschutz und Geologie, 2018;  

- Schleswig-Holstein: Bodenbewertung zu den Bodenbewertungskarten im 
Landwirtschafts- und Umweltatlas mit Verweis auf LBEG, Geoberichte 19: 
Auswertungsmethoden im Bodenschutz, 2011.  

4.5.6 Empfindlichkeitsbewertung 

In Bezug auf die Empfindlichkeitsbewertung werden folgende Punkte ausgewertet: 

- Standörtliche Verdichtungsempfindlichkeit,  
- Aktuelle Verdichtungsempfindlichkeit,  
- Grenzen der Bearbeitbarkeit,  
- Erosion durch Wasser,  
- Erosion durch Wind,  
- Stoffliche Bodenbelastungen.  

4.5.7 Auswirkungsprognose 

Dieses Kapitel beschreibt gesamthaft die vorhabenbezogenen Auswirkungen während der 
Bauphase auf den Boden (betriebsbedingte und anlagenbedingte Auswirkungen sowie die 
Bilanzierung werden im LBP bewertet). 



 

D951-1843540579-407 

NordOstLink Seite 96 von 239 

Unterlagen gemäß § 19 NABEG a.F.  

sowie nach § 26 NABEG 

 

28.06.2024 

 

C2 - Internal Information 

4.5.8 Bodenbezogene Maßnahmen 

Die aus Sicht des Bodenschutzes erforderlichen Maßnahmen werden zusammengestellt. 
Diese umfassen: 

- Vorsorgende Bodenschutzmaßnahmen, die bei der technischen Planung und 
Umsetzung der Baumaßnahme berücksichtigt werden 

�ƒ Bodenmanagement (Planung des Bodenaushubs und der Lagerflächen/Mieten) 
�ƒ Massenbilanzierung 
�ƒ Berücksichtigung besonderer Bodenverhältnisse 
�ƒ Maschinenkataster 
�ƒ Temporäre Baubedarfsflächen 
�ƒ Einbindung von Eigentümern und Bewirtschaftern 
�ƒ Landwirtschaftliche Belange: Flächenvorbereitung, Restflächenbewirtschaftung, 

Drainagen und Bewässerungssysteme 
�ƒ Forstwirtschaftliche Belange: Angepasste Trassenplanung, Flächenvorbereitung, 

Restflächenbewirtschaftung 

- Baubegleitende Maßnahmen 

�ƒ Bauvorbereitung der Flächen (bspw. Vorbegrünung) 
�ƒ Baubegleitende Schutz-, Minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen (bspw. 

Maßnahmen für einen fachgerechten Grabenaushub, Lagerung und Wieder-
einbau, Herstellung von Baustraßen, Umgang mit sulfatsaurem Material, etc.) 

�ƒ Laufende Felduntersuchungen 
�ƒ Information und Beratung des Vorhabenträgers 
�ƒ Überprüfung und Dokumentation 
�ƒ Zuarbeit zur Behördenabstimmung und Öffentlichkeitsarbeit 

- Nachsorgende Maßnahmen 

�ƒ Rekultivierung 
�ƒ Zwischenbewirtschaftung 
�ƒ Folgenutzung 
�ƒ Maßnahmen bei Funktionseinschränkungen 

Darüber hinaus werden Hinweise zum Leistungsverzeichnis für die Bauträger gegeben. 

4.5.9  Anforderungen an die bodenkundliche Baubegleitung 

Die Anforderungen an die bodenkundliche Baubegleitung werden im Hinblick auf Organisation 
der Abläufe, Qualifikation des Personals, Aufgabenstellung und Befugnisse beschrieben. 

4.6 Unterlage zur Ableitung von Maßnahmen gemäß §43m Abs. 2 
EnWG 

Die Ableitung von Maßnahmen im Sinne des § 43 Abs. 2 EnWG erfolgt in einem 
eigenständigen Dokument. 

4.6.1 Einleitung 

Die Einleitung enthält folgende Angaben 

- Veranlassung,  
- rechtlicher und fachlicher Rahmen, 
- Bedarfsweise Hinweise auf Abweichungen gegenüber dem Antrag nach § 19 NABEG 

a.F., die sich im Rahmen der Antragskonferenz und durch den Untersuchungsrahmen 
ergeben. 
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4.7.7  Maßnahmenkonzept 

Das Maßnahmenkonzept fasst alle Maßnahmen zusammen, die im Hinblick auf eine 
rechtskonforme Umsetzung des Vorhabens erforderlich sind, insbesondere 

- Schadensbegrenzenden Maßnahmen im Kontext von Natura 2000, 
- Maßnahmen zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Konflikten, 
- wasserrechtlich erforderlichen Maßnahmen (in Kap. 4.3 beachtet),  
- Maßnahmen zum Bodenschutz, 
- Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen i. S. v. § 15 Abs. 1 BNatSchG.  

Die Maßnahmen werden in einem Maßnahmenplan verortet, der eine Anlage zum LBP 
darstellt. 

4.7.8  Ermittlung von Kompensationsmaßnahmen 

Nach der BKompV wird zwischen biotopwertbezogenem und funktionsspezifischem 
Kompensationsbedarf unterschieden.   

- Biotopwertbezogener Kompensationsbedarf  
- Wenn bei den Biotoptypen mindestens eine erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten 

ist, wird der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf ermittelt (§ 7 Abs. 1 BKompV). 
Hierbei wird unterschieden zwischen  

- Flächeninanspruchnahmen und  
- mittelbaren Beeinträchtigungen:  
- Der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf wird in Wertpunkten ermittelt. Dieser 

Kompensationsbedarf wird vorrangig über Ökokonten erbracht. Bedarfsweise können 
Kompensationsmaßnahmen auch außerhalb von Ökokonten vorgesehen werden. 

- Funktionsspezifischer Kompensationsbedarf 
- Soweit bei den Schutzgütern Biotope, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser und Klima/Luft 

eine erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere oder beim Schutzgut 
Landschaftsbild mindestens eine erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten ist, wird der 
funktionsspezifische Kompensationsbedarf schutzgutbezogen verbal-argumentativ 
ermittelt (§ 7 Abs. 2 BKompV). Die geeigneten Maßnahmen zur Kompensation sind im 
Einzelnen zu ermitteln. 

Sofern Beeinträchtigungen verbleiben, für die keine wertgleiche oder funktionale 
Kompensation möglich ist, ist für diese ein Ersatzgeld zu ermitteln. 

4.7.9 Anlagen 

Die folgenden Anlagen sind voraussichtlich Bestandteil des LBP: 

- Bestandsplan inkl. Darstellung der Konflikte, 
- Maßnahmenplan, 
- Maßnahmensteckbriefe, 
- Bilanzierungstabellen. 

4.8 Angaben zu sonstigen öffentlichen und privaten Belangen 

Die sonstigen öffentlichen und privaten Belange (söpB) werden in den Unterlagen gemäß § 21 
NABEG a.F. in einer eigenen Unterlage behandelt. In der nachfolgenden Ausführung werden 
die zu berücksichtigenden maßgeblichen Belange kurz umrissen.  
Je nach den örtlichen Gegebenheiten der Vorhaben bzw. Abschnitte können andere Belange 
eine Berücksichtigung erfordern.  
Alle Einflüsse, die das Vorhaben auf bestehende Infrastrukturen, wie z. B. Autobahnen und 
Freileitungen haben kann, werden im Rahmen der sonstigen öffentlichen und privaten 
Belange berücksichtigt.  



 

D951-1843540579-407 

NordOstLink Seite 101 von 239 

Unterlagen gemäß § 19 NABEG a.F.  

sowie nach § 26 NABEG 

 

28.06.2024 

 

C2 - Internal Information 

Weitere private und öffentliche Belange, die sich aus formellen sowie informellen 
Öffentlichkeitsbeteiligungen ergeben, werden, sofern sinnvoll/umsetzbar im Zuge der 
Feintrassierung berücksichtigt.  
In der Unterlage werden beispielweise die folgenden Belange auf die Vereinbarkeit mit dem 
Vorhaben untersucht:  

- der kommunalen Bauleitplanung sowie städtebauliche Belange  
- der Bundeswehr  
- des Bodendenkmalschutzes  
- des Kulturdenkmalschutzes 
- des Bergbaus und der Rohstoffsicherung  
- der Land-, Forst- und Teichwirtschaft  
- der Infrastrukturen, des Funkbetriebs oder des Straßenbaus  
- des privaten Eigentums  
- andere behördliche Verfahren  
- Weitere Belange, deren Betroffenheit sich bei der Erarbeitung der Unterlagen gemäß 

§ 21 NABEG a.F. abzeichnet 

4.9 Sonstige Unterlagen und Anträge 

Ergänzend zu den in den Kapiteln 4.1 bis 4.8 aufgeführten Fachbeiträgen, Konzepten und 
Gutachten werden für die Unterlagen nach § 21 NABEG a.F. weitere Konzepte und Anträge 
erstellt. Hierbei handelt es sich beispielsweise um folgende Konzepte und Anträge: 

- Strom- und schifffahrtspolizeiliche Anträge 
- Straßenrechtliche Anträge 
- Ergebnisse der Baugrundvor- und Baugrundhauptuntersuchungen bei Vorliegen 

geologischer Besonderheiten/Altlasten 
- Naturschutzrechtliche Anträge 
- Denkmalschutzrechtliche Anträge 
- Baurechtliche Anträge 

4.10 Alternativenvergleich 

Ziel der Alternativenvergleiche ist die Ermittlung der Vorzugstrasse (= des zu beantragenden 
Trassenverlaufs des Vorhabens).  
Ausgangspunkt für die Auswahl der Vorzugstrasse sind zunächst alle Trassenalternativen, die 
sich aus der Festlegung des Untersuchungsrahmens (§ 20 Abs. 3 NABEG a. F.) ergeben. 
Darüber hinaus können von Dritten Alternativen in das Verfahren eingebracht werden, wobei 
die Planfeststellungsbehörde gem. § 18 Abs. 4a NABEG nur zur Prüfung von Alternativen 
verpflichtet ist, die sich bei einer überschlägigen Prüfung der abwägungsrelevanten Belange 
als eindeutig vorzugswürdig erweisen könnten.  
Ebenso ist es möglich, dass sich im Zuge der Entwurfsplanung der Trassenvorschlag aus dem 
Antrag nach § 19 NABEG a. F. als ungünstig erweist, sodass fachplanerische Alternativen als 
Fortentwicklung des Trassenvorschlags entwickelt werden.  
Trassenalternativen können bereits während des Planungsprozesses in einem vorgelagerten 
Schritt abgeschichtet werden. Der Abschichtungsprozess und die maßgeblichen Gründe 
werden dargelegt. Die Prüfung muss nur so weit geführt werden, bis erkennbar wird, dass sich 
die Alternative prognostisch gegenüber der Vorzugstrasse nicht als eindeutig vorzugswürdig 
erweisen wird. Dabei sind neben den maßgeblichen materiellen Belangen die 
Optimierungsgebote mit besonderem Gewicht zu berücksichtigen. 
Kann die BNetzA die vorgezogenen Abschichtungsvorschläge nachvollziehen, werden die 
Alternativen zurückgestellt. Es ist denkbar, dass nach dem Abschichtungsprozess nur noch 
die Vorzugstrasse verbleibt. 
Sofern nach den Ergebnissen der überschlägigen Prüfung nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass sich eine Alternative als eindeutig vorzugswürdig erweisen könnte (z.B. 
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Steckbrief Nr. Gemeinde (Kreis)
4 Süderhastedt (Kr. Dithmarschen)

Krumstedt (Kr. Dithmarschen) 
Eggstedt (Kr. Dithmarschen) 
Schafstedt (Kr. Dithmarschen)
Bornholt (Kr. Rendsburg-Eckernförde) 
Bendorf (Kr. Rendsburg-Eckernförde)

5 Bendorf (Kr. Rendsburg-Eckernförde)
Besdorf (Kr. Steinburg) 
Bokhorst (Kr. Steinburg) 
Aasbüttel (Kr. Steinburg) 
Bokelrehm (Kr. Steinburg) 
Schenefeld (Kr. Steinburg) 
Hadenfeld (Kr. Steinburg) 
Pöschendorf (Kr. Steinburg)

6 Pöschendorf (Kr. Steinburg)
Drage (Kr. Steinburg) 
Hohenaspe (Kr. Steinburg) 
Hohenlockstedt (Kr. Steinburg) 
Peissen (Kr. Steinburg)

7 Hohenlockstedt (Kr. Steinburg)
Lockstedt (Kr. Steinburg) 
Oeschebüttel (Kr. Steinburg) 
Rosdorf (Kr. Steinburg) 
Störkathen (Kr. Steinburg) 
Kellinghusen (Kr. Steinburg) 
Quarnstedt (Kr. Steinburg)

8 Quarnstedt (Kr. Steinburg)
Hagen (Kr. Segeberg) 
Hitzhusen (Kr. Segeberg) 
Fuhlendorf (Kr. Segeberg)
Bad Bramstedt (Kr. Segeberg) 
Bimöhlen (Kr. Segeberg)

9 Bimöhlen (Kr. Segeberg)
Hasenmoor (Kr. Segeberg) 
Schmalfeld (Kr. Segeberg) 
Struvenhütten (Kr. Segeberg) 
Hartenholm (Kr. Segeberg) 
Todesfelde (Kr. Segeberg)

10 Todesfelde (Kr. Segeberg)
Struvenhütten (Kr. Segeberg) 
Struvenborn (Kr. Segberg) 
Seth (Kr. Segeberg) 
Fredesdorf (Kr. Segeberg) 
Leezen (Kr. Segeberg)
Groß Niendorf (Kr. Segeberg)

11 Groß Niendorf (Kr. Segeberg)
Leezen (Kr. Segeberg) 
Neversdorf (Kr. Segeberg) 
Travenbrück (Kr. Stormarn) 
Wakendorf I (Kr. Segeberg)





 

D951-1843540579-407 

NordOstLink Seite 106 von 239 

Unterlagen gemäß § 19 NABEG a.F.  

sowie nach § 26 NABEG 

 

28.06.2024 

 

C2 - Internal Information 

- Erfordernisse der Raumordnung (Ziele und Grundsätze der Raumplanung, sonstige 
Erfordernisse der Raumordnung), soweit nicht bereits als Flächen eingeschränkter 
Verfügbarkeit dargestellt. 

- Zwingendes Umweltrecht mit Ausnahme des Artenschutzes, das sich aus den 
einschlägigen rechtlichen Bestimmungen ergibt und das keinen Einschränkungen 
durch § 43m des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) unterliegt. Datengrundlage sind 
Daten des Landesamts für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-
Vorpommern, des Landesamts für Umwelt Schleswig-Holstein, des Landesamts für 
Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein, des Amt für Geoinformation, 
Vermessung- und Katasterwesen, des Landesforstes Mecklenburg-Vorpommern, des 
Landesamts für Denkmalpflege (SH), des archäologischen Landesamtes (SH) sowie 
der Unteren Naturschutzbehörden. 

- Sonstiges Umweltrecht, das aufgrund von § 43m EnWG auf die Inhalte der 
Strategischen Umweltprüfung (SUP) des Gesetzes über den Bundesbedarfsplan 
(BBPlG) beschränkt ist. Datengrundlage sind Flächenkategorien der SUP gemäß 
Bedarfsermittlung 2023-2037/2045 (BNetzA 2023), soweit im Planungsraum relevant. 
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Abbildung 17: Legende der Abbildungen 2/2 
 1) §34 BNatSchG, 2) §23 BNatSchG, 3) §25 BNatSchG, 4) §38 WHG, WSG I kommt im Präferenzraum nicht vor 5) §30 
BNatSchG, 6) §24 DSchG S-H/§2 DSchG M-V, Daten für Lübeck und M-V werden aus Datenschutzgründen nicht dargestellt, 7) 
§14 LWaldG S-H, §21 LWaldG M-V, 8) §20 NatSchAG M-V, in SH als Biotop/Gesch. Landschaftsbestandteil geschützt, 9) §29 
BNatSchG, 10) §2 DSchG S-H und § 2 DSchG M-V, Daten für Lübeck und M-V werden aus Datenschutzgründen nicht 
dargestellt, 11) §28 BNatSchG, 12) §26 BNatSchG, 13) §27 BNatSchG, 14) WRRL 
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5.1.1 Segment 1: NVP im Suchraum Heide bis nördlich Hesel 

 

Abbildung 18: Segment 1: NVP im Suchraum Heide bis nördlich Hesel, Karte 1/2  
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Abbildung 19: Segment 1: NVP im Suchraum Heide bis nördlich Hesel, Karte 2/2 
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5.1.1.3.3 Übersicht relevanter Alternativensteckbriefe 

Alternative 6: Kap. 5.1.26 Nördliche Querung Marschbahn  
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5.1.2 Segment 2: Nördlich Hesel bis Nindorf 

 

Abbildung 20: Segment 2: Nördlich Hesel bis Nindorf, Karte 1/2 
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Abbildung 21: Segment 2: Nördlich Hesel bis Nindorf, Karte 2/2 
  







 

D951-1843540579-407 

NordOstLink Seite 117 von 239 

Unterlagen gemäß § 19 NABEG a.F.  

sowie nach § 26 NABEG 

 

28.06.2024 

 

C2 - Internal Information 

5.1.3 Segment 3: Nindorf bis Neuhof  

 
Abbildung 22: Segment 3: Nindorf bis Neuhof, Karte 1/3 
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Abbildung 23: Segment 3: Nindorf bis Neuhof, Karte 2/3 
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